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1

Einleitung

Werbung wird reguliert. Beispiele dafirr sind das Tabakwerbeverbot in Hor-
funk und Fernsehen nach § 22 Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandegesetz
(LMBG) und das auf européischer Ebene verabschiedete weitergehende Ver-
bot der Tabakwerbungjlj. In beiden Fallen wird haufig auf den Kinder- und
Jugendschutz abgehoben, der mit diesen Regulierungsansitzen verbunden
wird. In diesem Beitrag wird untersucht, inwiefern Regulierung von Werbung
gerechtfertigt werden kann, welche Instrumente bisher dafir eingesetzt wur-
den und ob das Regulierungsinstrumentarium verbessert werden kann. Um
den Untersuchungsgegenstand hinreichend abzugrenzen, werden nicht alle
Instrumente untersucht, mit denen Werbung reguliert wird, sondern lediglich
der Ausschnitt betrachtet, der dem Kinder- und Jugendschutz dient.

Die rechtliche Fundierung des Kinder- und Jugendschutzes findet sich im
Grundgesetz. Nach Art. 2 GG hat jeder das Recht auf die freie Entfaltung sei-
ner Personlichkeit. Dies umfalit das Recht auf 'Person-Werden™, weshalb
Kindern und Jugendlichen ein besonderer Schutz durch den Staat zugestan-
den wird (Abschnitt 1). Um die Konflikte zwischen wirtschaftlichen Interessen
und dem Kinder- und Jugendschutz in der Werbung grundlegend zu erfassen,
ist zunachst zu fragen, welche Funktion Werbung hat und welchen Zwecken
sie dient (Abschnitt 2). AnschlieRend wird untersucht, wie das Ziel des Kinder-
und Jugendschutzes in der Werbung 6konomisch zu rechtfertigen ist. (Ab-
schnitt 3). Dabei zeigen sich grundlegende Schwierigkeiten, das optimale MalR}
des Kinder- und Jugendschutzes 6konomisch zu bestimmen. Die Zieldiskussion
zu fuhren, ist deshalb im wesentlichen politische Aufgabe. Die Okonomie
tbernimmt in diesem Kontext die Aufgabe, auf der Basis eines Verhaltensmo-
dells Grundlagen fur die rationale Ziel-Mittel-Wahl von Instrumenten bereit zu
stellen (Abschnitt 4).

In Deutschland hat seit 1972 der Deutsche Werberat die Aufgabe tbernom-
men, Wirtschaftswerbung zu beobachten und bestimmte Regeln durchzuset-
zen. Dieser Aufgabe stellt sich der Werberat, indem er Beschwerden aus der
Bevolkerung aufgreift, diese auf VerstolRe gegen die geltenden Regeln des
Werberats Uberprift, die Werbetreibenden dazu anhért und schlie3lich, wenn
der Werbetreibende die Werbung nicht zurtickziehen will, die Medien auffor-
dert, die Werbung nicht mehr zu verdffentlichen (Abschnitt 5). In Bezug auf
groRe als "'skandaltse' Werbung empfundene Kampagnen wie die Benetton-
Werbung mit Aidskranken, war dieser Ansatz hdchst effektiv. Weniger auffal-
lige Werbung, die fur den Kinder- und Jugendschutz aber deutlich relevanter

1

Siehe die EG-Richtlinie 98/43 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 1998. Uberwiegend
kritisch dazu Stein 1999.
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ist, findet sich in Kinder- und Jugendzeitschriften. Fir diesen - natirlich recht
kleinen - Ausschnitt zeigt sich, dal die Regeln des Deutschen Werberats nur
unzulénglich eingehalten werden (Abschnitt 6). Um die Ursache flr diese Si-
tuation zu erforschen, wird die Anreizsituation der betroffenen Akteure be-
trachtet. In explorativen Interviews wurden dazu fiinfzehn Akteure aus den
Gruppen Werbeagenturen, Werbetreibende und Verbande befragt. Daraus
lassen sich Defizite der bisherigen Regelung aber auch ihre Vorteile erkennen
(Abschnitt 7). Um die Defizite zu beheben, sind diverse Regelungsalternativen
denkbar, die unter dem Vorbehalt zu diskutieren sind, daRR wissenschaftlich
nicht das richtige MaR3 an Kinder- und Jugendschutz bestimmbar ist (Abschnitt
8). Im Ergebnis wird festgestellt, dal? die bisherige Struktur der Regelung ge-
wisse Vorteile bietet, die nicht leichtfertig verspielt werden sollten. Gleichzeitig
sind aber Verbesserungen notwendig, um die existierende Selbstregulierung
der Werbeindustrie nicht zu einem blof3en Schutz vor staatlicher Regulierung
zu degradieren (Abschnitt 9).

2

Kinder- und Jugendschutz in der Werbung: Schutzauftrag des Grund-
gesetzes

Der Gesetzgeber mul in der Gestaltung des Kinder- und Jugendschutzes zwi-
schen zwei Positionen abwaéagen: Auf der einen Seite stehen die Kinder und
deren verfassungsrechtlich garantiertes Recht auf "'Person-Sein'" und ''Person-
Werden", das aus der freien Entfaltung der Personlichkeit nach Art. 2 Abs. 1
GG abgeleitet wird. Dartber hinaus hat der Staat die Pflicht, gerade in dem
Bereich fir den Schutz der kindlichen Interessen zu wirken, der den Zugriffs-
maglichkeiten der Eltern entzogen ist. Dies wird fir Werbung allgemein an-
genommen. Seiner Schutzpflicht kann der Staat gentigen, indem er z.B. Kin-
der vor der Exposition bewahrt. Er kann sie aber auch darin unterstitzen, sich
Werbekompetenz*=anzueignen.

Auf der anderen Seite stehen die wirtschaftlichen Interessen derjenigen, die
Produkte und Dienstleistungen herstellen und veraufzern und daftr werben,
sowie derer, die sich Uber Werbeeinnahmen finanzieren. Da Werbung immer
auch Inhalte transportiert, kann tberdies Art. 5 GG berthrt sein, der generelle
Presse- und Rundfunkfreiheit zusichert. Der Gesetzgeber kdonnte also an Kin-
der adressierte Werbung kaum generell verbieten.

Auch wenn der Gesetzgeber beispielsweise die Funktionsfahigkeit eines auf
Werbefinanzierung angewiesenen Privatrundfunks nicht tGbermafig erschwe-

2

Als Werbekompetenz wird die Fahigkeit verstanden, die Intention der Werbetreibenden zu durchschauen
und die eigene Reaktion auf Werbung zu reflektieren. Siehe Hansen 1995, 12 ff. Die Nahe zum Begriff der
Medienkompetenz ist unibersehbar. Siehe dazu Baacke 1996, 4 ff.
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ren darf, so wiegt doch schwerer, dal} er dem verfassungsrechtlichen Auftrag,
wirksame Malinahmen gegen potentielle Gefahrep kommunikativer Interes-
sen von Kindern zu ergreifen, gerecht werden muf3=* Der Gesetzgeber hat das
Spannungsverhéltnis zwischen dem verfassungsrechtlich gebotenen Kinder-
und Jugendschutz sowie ,,Werbefreiheit” in mehreren Einfachgesetzen zu
I6sen versucht. Zu diesen zahlt u.a. das generelle Werbevgrbot fir Tabaker-
zeugnisse im Rund- und Horfunk sowie Jugendzeitschriften.*In der Abwégung
der Interessen hat die Gesundheit vor allem von Kindern und Jugendlichen
Vorrang vor der werbenden Betétigung fir Tabakerzeugnisse erhalten.
Weitere Regelungen lassen sich dem Rundfunkstaatsvertrag entnehmen.l;l Die-
ser kodifiziert sowohl fur 6ffentlich-rechtliche als auch fir privatrechtliche
Anstalten wieviel Sendezeit pro Tag und pro Stunde an Werbung ausgestrahlt
werden darf, als auch dal? ,,Kindersendungen* nicht von Werbesendungen
unterbrochen werden dirfen. Er enthélt auch Bestimmungen zur Gestaltung
von Werbung vor und mit Kindern. So untersagt er direkte Kaufappelle an
Minderjéhrige, die deren Unerfahrenheit und Leichtglaubigkeit ausnutzen etc.
SchlieBlich untersagt auch das Wettbewerbsrecht eine sittenwidrige Werbung.
In der Rechtsprechung wird u. a. etwas als sittenwidrig angesehen, wenn es
gegen die Verhaltensregeln des Deutschen Werberates fur die Werbung mit
und vor Kindern in Werbefunk und Werbefernsehen verstof3t.* Dazu zahlt
wiederum der direkte Kauf- oder Konsumappell an Kinder, Vortrage von Kin-
dern zu verwenden, die nicht den natirlichen LebensduRerungen entspre-
chen, Irrefihrung durch aleatorische Werbemittel u.a.m.

Damit wird die konkrete Zielbestimmung fir den Kinder- und Jugendschutz
nicht nur staatlich vorgenommen, sondern auch einem sich selbst organisie-
renden Zusammenschlul® von Interessenvertretern tberlassen. Der Staat zieht
sich zumindest teilweise aus der konkreten Bestimmung des Schutzraumes

3

So Hoffmann-Riem, Engels, Schulz 1995, 321-353.

4

Siehe § 22 Lebensmittel- und Bedarfsgegenstdndegesetz (LMBG).

5

Siehe dazu insbesondere § 14 Abs. 1, § 44 Abs. 1 Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991 einschl. des
Dritten Rundfunkanderungsstaatsvertrages vom 11. September 1996. Der Rundfunkstaatsvertrag soll auch
die Regelungen der EU-Fernsehrichtlinie 89/552/EWG vom 3. Oktober 1989 umsetzen. Zu Umsetzungsdefi-
ziten siehe Fuhr 1998 und Abschnitt 6.

6

Siehe KG, Urteil v. 6.3.1992 - 5 U 2674/90 (“'Kinderwerbung) in GRUR 09/1992, 632 ff. BGH, Urteil v.
6.7.1995 -| ZR 58/93 in GRUR 11/1995, 744 ff und Fuhr 1998.
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zuriick und delegiert die Aufgabe an den freiwilligen ZusammenschluB3, auf
dessen Empfehlungen schlieBllich die Rechtsprechung zurlckgreift.

Far die hier verfolgte Frage gilt es zunéchst festzuhalten, dal} der Gesetzgeber
in einer Reihe von Gesetzesnormen anerkennt, dal? Kinder und Jugendliche
eines Schutzraumes gegentiber der Werbung bedirfen. Das Schutzziel be-
steht, zweitens, darin, dal3 Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung nicht
zu schadigen und ihre Kindlichkeit nicht auszunutzen ist. Drittens bilden die
Verhaltensregeln des Deutschen Werberates einen von der Gesetzgebung und
der Rechtsprechung aufgegriffenen Kodex von diesbeziiglichen Verhaltensan-
forderungen.

3

Funktion von Werbung

In diesem Beitrag geht es ausschlieBlich um Wirtschaftswerbung. Als Wirt-
schaftswerbung wird die Werbetétigkeit der Privaten bezeichnet. Davon aus-
geschlossen sind WerbemalRnahmen der Gebietskdrperschaften, der Kirchen
oder der gemeinnitzigen Vereine. Wirtschaftswerbung zielt generell auf eine
Erhéhung des Absatzes ab. Es wird auf die Kaufentscheidungen der Individu-
en abgehoben.
Selbsterklartes Ziel von Werbung ist die Information. In der Werbung infor-
miert ein Unternehmen darliber, daf es ein Produkt oder eine Marke oder das
Unternehmen selbst gibt. Zusatzlich kdnnen Eigenschaften des Produktes be-
schrieben werden. Die Information kann sich aber auch in der bloRen Mittei-
lung des Produkt-, Marken oder Firmennamens erschépfen, und statt dessen
auf die Verbindung positiver Geflihle abzielen. Grundsatzlich unterscheidet
man informative und suggestive Formen der Werbung. Erstere gibt Gber Pro-
dukteigenschaften wie Preise, Verwendungsmaglichkeiten etc. Aufschluf3,
letztere versucht, auf die Praferenzstruktur der Nachfrager EinfluR zu nehmen.
In der Regel verbindet Werbung beide Formen.
Werbung ist damit als ""persuasive Kommunikation' einzuordnen (Wehner
1996, 12). Persuasion wird definiert als

(1) process of preparing and delivering
2) verbal and non-verbal messages
3) to autonomous individuals
4) in order to alter or strengthen
5) their attitudes, beliefs, or behaviors."l’:I
Die friher mit der Werbung assoziierte ""Manipulation der Massen"" ist heute
der Auffassung gewichen, dal? Werbung die Transparenz des Marktes erhéht,
auch wenn sie nur untergeordnet sachlich informierende Werbung ist. Der

(
(
(
(

7

Woodward and Denton 1992, 20 zitiert bei Wehner 1996, 14.
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groRte Teil der Werbung ist ohnehin die Markenwerbung, und diese ist eher
ein peﬂsuasives, praferenzbeeinflussendes Mittel als ein informatorisches Ele-
ment.

DaR sich die Markttransparenz betonende Auffassung durchgesetzt hat, ist
sicherlich zu einem guten Teil darauf zuriickzufuhren, dal der Souveranitat
des Konsumenten mittlerweile mehr zugetraut wird als friiher. Dies gilt auch
fur Kinder und Jugendliche: auch bei diesen wird in erstaunlich frihem Alter
bereits ein gewisses Mall an Werbekompetenz diagnostiziert.> Gleichzeitig
untermauern diese Studien, daR ein groRer Teil, und insbesondere jingere
Kinder, eben nicht tber ausreichende Werbekompetenz verfiigen. Gerade fir
diese Gruppen gilt nicht, daB sie souveran in ihrem Konsumverhalten waren.
Sie bedurfen des Schutzes.

Die 6konomische Funktion von Werbung besteht also darin, tiber die Existenz
eines Produktes zu informieren. So schafft sie Transparenz. Sie beabsichtigt,
den Kauf von bestimmten Produkten oder Marken zu fordern und ist somit
explizit einseitig. Sie verfolgt das Herstellerinteresse. Konsumenteninteressen
werden nur insoweit wahrgenommen, wie sie den Herstellerinteressen ent-
sprechen. Da Werbung fast ausschlie3lich persuasiv wirkt, sind nicht ausrei-
chend souverdne Konsumenten, wie Kinder und Jugendliche verschiedener
Altersgruppen und sozialen Hintergrunds, vor diesen Wirkungen zu schitzen.

4

Zur 6konomischen Begrindung des Kinder- und Jugendschutzes in der
Werbung

Kinder gucken Werbung. Und finden es nicht so schlimm. Die Werbeindustrie
produziert Werbung - und findet sie gut. Allen Praferenzen wird halbwegs
entsprochen - worin besteht das 6konomische Problem?

Die normative Basis der Okonomie ist der methodologische Individualismus. Es
wird davon ausgegangen, daf} jedes Individuum seine Praferenzen kennt und
am besten in der Lage ist, Entscheidungen in seinem Interesse zu treffen. Be-
zogen auf das Marktgeschehen mindet dies in dem Postulat der Konsumen-
tensouveranitat. Jedes Individuum muf3 und soll selbst entscheiden, welche
Konsumwinsche es sich erfillt. Der Staat darf ihm diese Entscheidungen nicht

8

Vgl. Léwenstein 1997, 9: "Ich trage diese Kleidung, fahre diese Auto, ich rauche diese Zigaretten doch
zumindest auch deswegen, weil ich damit ein Teil jener Gemeinschaft werde, deren Stil in der Werbung
entwickelt und 6ffentlich gemacht wird. Viele Markenartikel leben ausschlieBlich [...] davon, da mit dem
Produkt eine ""Welt" gekauft wird."

9

Charlton et al. 1995, 57 ff.
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abnehmen, denn zum einen kennt er die individuellen Praferenzen nicht und
zum anderen formieren sich Uber den staatlichen Eingriff nur allzu leicht Pra-
ferenzen einer herrschenden Elite (Paternalismus).

Dennoch gibt es Situationen, in denen auch Okonomen einen staatlichen Ein-
griff (Regulierung) zustimmen und sogar fordern. Das ist z. B. der Fall, wenn
der Markt als Allokationsmechanismus versagt. Marktversagen besteht z. B.
dann, wenn Guter nicht-ausschliefbar und nicht-rival sind. Das traditionelle
Beispiel fur Marktversagen ist der Leuchtturm: Dessen Signale sind bis zum
Horizont fur alle Schiffe zu sehen und geben diesen Orientierung. Keines der
Schiffe a3t sich technisch von der Bereitstellung dieses Gutes ausschlieRen
(Nicht-Ausschliel3barkeit), und der Empfang der Signale durch ein Schiff min-
dert auch nicht den Empfang durch ein anderes Schiff (Nicht-Rivalitat). Uber-
la’t man es aber den jeweiligen Schiffseignern, den Leuchtturm bereitzustel-
len, wird er verfallen, denn wegen der Nicht-Ausschliefbarkeit kann jeder den
Leuchtturm nutzen, ohne zu seiner Finanzierung beizutragen. Aus diesem
Grund wurden Leuchttiirme friher entweder staatlich Qereitgestellt oder tber
Hafengebilhren der nachstgelegenen Hafen finanziert.

Die Korrektur des Marktes durch staatlichen Eingriff wird dadurch rechtfertigt,
dalR die Marktteilnehmer diesem zustimmen wduirden, wenn sie nicht Gefan-
gene des Dilemma des ""6ffentlichen Gutes™ waren. Der Staat rekurriert nicht
allein auf ihr ""handlungsorientiertes™ Interesse, namlich das Leuchtfeuer zu
nutzen, ohne selbst daflir zu zahlen, sondern auf ihr ""konstitutionelles' Inter-
esse, dem unter dem Rawl'schen Schleier der Unkenntnis die Bereitstellung
einschlief3lich des Finanzierungsbeitrags entspricht.

Nach diesem Begrindungsmuster muf3te im Bereich des Kinder- und Jugend-
schutzes in der Werbung ein 6ffentliches Gut bestehen, um einen staatlichen
Eingriff zu rechtfertigen. Tatséchlich ist der Kinder- und Jugendschutz ein 6f-
fentliches Gut, wenn man ihn als Schutzzone fir die Entwicklung der Konsu-
mentensouveranitat versteht. Denn wird diese Schutzzone hergestellt, so pro-
fitieren alle Kinder und Jugendlichen gleichermalien davon. Gleichzeitig profi-
tieren auch alle Erwachsenen, weil sie erstens in ihrer Kindheit und Jugend
geschitzt waren, und zweitens, weil ihre Nachkommen zu Souverdnen Uber
ihre Konsumentscheidungen werden. Die Schutzzone fir Kinder und Jugend-
liche erflillt damit das Kriterium der Nicht-Ausschliel3barkeit. Das Kriterium der
Nicht-Rivalitat ist ebenfalls erflillt, da die Inanspruchnahme der Schutzzone
durch ein Kind nicht die Inanspruchnahme eines anderen einschrankt.

10

Leuchttiirme waren also ein Club-Gut. Fir eine ausfuhrliche und kritische Analyse vgl. Coase 1974.

11

Siehe Kirchgéssner 1991, 187. Vgl. auch den interessanten Beitrag von Tietzel und Mdller 1998, 100 ff., die

meritorische und allokative Begriindungen unter das Dach der konstitutionellen Okonomik stellen.
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Der Eingriff des Staates ist somit allokativ rechtfertigt, da der Kinder- und Ju-
gendschutz ein offentliches Gut darstellt. Ein alternatives Begriindungsmuster,
das der meritorischen Guiter, muf3 folglich nicht bemiiht werden. Dennoch
sollte nicht Ubersehen werden, dafl unabhangig vom Begrindungsmuster der
entscheidende Test im Bereich der Praferenzen liegt: Haben alle Individuen
einer Gesellschaft eine Praferenz flir den Kinder-|jnd Jugendschutz, so ist ein
staatlicher Eingriff in jedem Fall gerechtfertigt.® Praferenzen unterscheidet
man hach handlungsorientierten und konstitutionellen Préaferenzen. Die
handlungsorienterte Praferenz der Kinder und Jugendlichen wére der soforti-
ge Konsum von Werbung, dessen Folgen sie indes nicht abzuschatzen mogen.
Der Eingriff des Staates rekurriert auf die konstitutionellen Praferenzen, nach
denen alle Individuen vor diesen Folgen bewahrt werden méchten.

Das Legitimationsverfahren fir konstitutionelle Préferenzen ist die Einstimmig-
keit. Eine konstitutionelle Praferenz liegt vor, wenn alle Individuen einer Ge-
sellschaft einer Norm unter dem **Schleier der Ungewil3heit* zustimmen. Der
Schleier der UngewiRheit verhindert, dal die Individuen erkennen, wie die
Entscheidung ihre tatsachliche Situation beeinfluRt. In der Realitét ist ein der-
artiger Schleier natirlich nicht "blickfest': Jeder erkennt seine Situation nach
der Entscheidung, und wenn sich nur einer benachteiligt sieht (z.B. ein auf
Kinderwerbung spezialisierter Werbefachmann), wird und kann er die Norm
verhindern. Deshalb begnigt man sich in der Realitdét mit einem Verfahren,
bei dem deutlich mehr als die absolute Mehrheit zustimmen muR, z. B. eine
Zwei-Drittel- oder eine Drei-Viertel-Mehrheit. Wird ein solcher Konsens er-
reicht, so geht man davon aus, daf} konstitutionelle Praferenzen vorliegen.
Einen Anhaltspunkt dafiir, dal} dies auch fur den Kinder- und Jugendschutz
besteht, bietet die Grundgesetznorm des Art. 2 GG:

"Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Personlichkeit, so-
weit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas-
sungsmalfiige Ordnung oder das Sittengesetz verstofit"

Aus dieser Norm wird der Kinder- und Jugendschutz insgesamt abgeleitet.
Kinder und Jugendlichen bedirfen des besonderen Schutzes durch den Staat,
da sie gegenuber Dritten schwachere Positionen haben.

Ein weiterer Anhaltspunkt fur konstitutionelle Préaferenzen konnte sein, dal in
der offentlichen Diskussion so gut wie nie in Frage gestellt wird, ob es einen
Kinder- und Jugendschutz geben soll, sondern lediglich welches Mall und
welche Form er annehmen sollte. Diese Diskussion, gerade im Hinblick auf
Werbung, wird allerdings deutlich kontrovers gefiihrt.

Der Beitrag der Okonomie besteht zum einen darin, daB fiir gegebene Ziel-
konstellationen verschiedene Formen der Zielerreichung abgewogen werden

12

Und hat kein Individuum eine Préaferenz fir den Kinder- und Jugendschutz, so ist ohnehin davon abzuse-

hen, das 6ffentliche Gut bereitzustellen.
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kénnen, um die gunstigste, d. h. die ressourcenschonendste Alternative aus-
zusuchen. Zum anderen 1aR3t sich anhand des dkonomischen Verhaltensmo-
dells prognostizieren, ob die Anreize der Normadressaten, zielkonform zu
handeln, ausreichen und wie diese sinnvoll verstarkt werden koénnen. Die Per-
spektive der Okonomie ist damit eine verhaltensorientierte Theorie. Sie kann
nicht normativ das optimale Zielniveau bestimmen.

In verfassungsrechtlichen Kategorien ausgedriickt, liegt der Beitrag der Oko-
nomie darin zu prifen, ob ein Instrument erforderlich ist, d.h., ob es unter
einem gegebenen Ziel diejenige Alternative darstellt, die das Ziel mit den ge-
ringsten gesamtgesellschaftlichen Belastungen realisiert.

5

Der Regulierungsansatz fur den Kinder- und Jugendschutz in der Wer-
bung

Ist ein staatliches Ziel definiert und eine Abweichung vom gewinschten Zieler-
reichungsgrad festgestellt, so ist zu klaren, durch welche Instrumente die
Zielerreichung bewirkt werden kann. Grundsatzlich stehen dem Staat eine
Vielzahl von Regelungsoptionen offen, die auf unterschiedliche Weise kombi-
niert werden kdnnen. Tatsachlich sind mono-instrumentelle Ansétze in einem
gegebenen Regelungsfeld die Ausnahme. Zumeist bedient sich der Gesetzge-
ber eines gemischten Instrumentariums. Fiir eine kurze Ubersicht lassen sich
ordnungsrechtliche und ékonomische Instrumente unterscheiden. Neben die-
sen beiden Instrumententypen kommen auch selbstregulierende Ansétze in
Frage, bei denen der Staat nur eine beobachtende oder zumindest eine zu-
rickgezogene Rolle einnimmt und es den Akteuren Uberlat, die Zielerrei-
chung zu sichern.

Ordnungsrechtliche Instrumente bestehen in erster Linie aus Verhaltensaufla-
gen, z. B. einem Verbot einer bestimmten MaRnahme, etwa dem Publizieren
von Tabakwerbung in Jugendzeitschriften. Sie kénnen aber auch die Form von
Auflagen fur bestimmte MaRhahmen annehmen, z. B. die Auflage einen Ju-
gendschutzbeauftragten zu benennen oder bestimmte Prifungen des betrieb-
lichen Ablaufs vorzunehmen. Hinter derartigen Auflagen stehen in der Regel
Sanktionsmechanismen. Es kénnen Ordnungsgelder oder Strafen verhangt,
Anlagen kénnen geschlossen werden. Handelt es sich bei dem Normadressa-
ten um ein kalkulierendes und rational entscheidendes Individuum, so ergibt
sich die Normbefolgung aus der erwarteten Strafe multipliziert mit der Ent-
deckungswahrscheinlichkeit abzlglich der erwarteten Ertrage aus dem Ver-
stol3. Dies zeigt, dafl auch ordnungsrechtliche Vorgaben konomische Anreize
setzen konnen.

Explizit geschieht dies aber bei den sogenannten ékonomischen Instrumenten.
Dazu zéhlen Abgaben, Zertifikate und das Haftungsrecht. Diese geben direkt
einen finanziellen Anreiz, sich normkonform zu verhalten. Sie fordern vom
Normadressaten ein 6konomisches Kalkdl.

10
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Im dritten Bereich, dem der selbststeuernden Ansétze bewirkt ein kalkulieren-
des und rationales Verhalten in der Regel, dal3 auf Freiwilligkeit beruhende
MaRnahmen nur insoweit realisiert werden als sie ohnehin im Interesse der
Normadressaten liegen. Nur wenn davon ausgegangen werden kann, daR es
sich bei den Normadressaten um Individuen handelt, die aus stabilen ethi-
schen Motiven heraus handeln, kdnnen freiwillige Ansatze mehr als *'no re-
gret'’-Potentialen verwirklichen.* Rational handelnde Individuen lassen sich
zwar auch durch die Drohung eines staatlichen Eingriffs disziplinieren. Aller-
dings ist die Frage, ob dann noch von "freiwilligen™ Ansdtzen gesprochen
werden kann.

In Deutschland hat sich neben der staatlichen Regulierung durch den Rund-
funkstaatsvertrag und. durch spezielle Werbeverbote ein selbstregulierender
Ansatz durchgesetzt.* So Ubernimmt der Deutsche Werberat eine zentrale
Funktion im Setzen geeigneter MaRstabe wie in der Kontrolle.

51
Rundfunkstaatsvertrag

Der Rundfunkstaatsvertrag enthélt in Bezug auf den Kinder- und Jugend-
schutz in der Werbung diverse Regelungen, die zum Teil eine Umsetzung der
EG-Fernsehrichtlinie sind. Zu den umzusetzenden Vorschriften der EG-
Fernsehrichtlinie zahlt, daR Alkoholwerbung sich nicht speziell an Minderjahri-
ge richten darf und auch nicht Minderjéahrige beim AlkoholgenuR3 darstellen
darf.* Die EG-Fernsehrichtlinie legt aber auch fest, dal3 die Fernsehwerbung
Minderjéhrigen "'weder korperlichen noch seelischen Schaden zuftigen™ darf
und folgenden Kriterien unterliegt:

1. Sie soll keine direkten Kaufappelle an Minderjéhrige richten, die
deren Unerfahrenheit und Leichtglaubigkeit ausnutzen.

2. Sie soll Minderjahrige nicht unmittelbar dazu auffordern, ihre El-
tern oder Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstlei-
stung zu bewegen.

3. Sie soll nicht das besondere Vertrauen ausnutzen, das Minderjahri-
ge zu Eltern, Lehrern und anderen Vertrauenspersonen haben.

13

Siehe dazu ausfiihrlich Bizer 1999.

14

EASA 1996 zeigt, daR dies generell fiir Europa gilt. Fir eine internationale Ubersicht sieche Boddewyn 1991.

15

Art. 15 der EG-Fernsehrichtlinie (89/552 EWG, zuletzt geandert durch RL 97/36 EG vom 30. Juni 1997.
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4. Sie soll Minderjahrige nicht ohne berechtigten Grund in gefahrli-
chen Situationen zeigen.

Der Rundfunkstaatsvertrag fiihrt in 8 7 Abs. 1 lediglich aus, daR **Werbung,
die sich auch an Kinder oder Jugendliche richtet oder bei der Kinder oder Ju-
gendliche eingesetzt werden, nicht ihren Interessen schaden oder ihre Uner-
fahrenheit ausnutzen [darf].” Die in der EG-Fernsehrichtlinie genannten Krite-
rien nimmt er nicht noch einmal auf.* Diese bilden aber die Grundlage_fur die
in den Richtlinien der Landesmedienanstalten enthaltenen Grundsatze:
"Werbung, die sich auch an Kinder und Jugendliche richtet, ist insbesondere
unzuléssig, wenn

» sie Kinder oder Jugendliche unmittelbar oder mittelbar auffordert, ihre
Eltern oder Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstleistun-
gen zu veranlassen;

» sie das besondere Vertrauen ausnutzt, das Kinder oder Jugendliche EI-
tern, Lehrern und anderen Vertrauenspersonen gegeniiber haben;

» sie Kinder oder Jugendliche ohne berechtigten Grund in geféahrlichen
Situationen zeigt;

= sie strafbare Handlungen oder sonstiges Fehlverhalten, durch das Per-
sonen gefahrdet sind oder ihnen geschadet werden kann, als nach-
ahmenswert oder billigenswert darstellt;

» sie aleatorische Werbemittel (z.B. Gratisverlosungen, Preisausschreiben
und -ratsel u.a.) in einer Art und Weise einsetzt, die geeignet ist, die
Umworbenen irrezuftihren, durch UberméaRige Vorteile anzulocken,
deren Spielleidenschaft ausnutzen oder anreif3erisch zu belastigen;

= sie Kinder oder Jugendliche als Sexualobjekte darstellt."

16

Art 16 der EG-Fernsehrichtlinie (89/552 EWG, zuletzt geéndert durch RL 97/36 EG vom 30. Juni 1997.

17

§ 14 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrages bestimmt fir den 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk, daR Kinder-
sendungen nicht durch Werbung unterbrochen werden dirfen. § 44 enthalt die korrespondierende Vor-

schrift fur den privaten Rundfunk.

18

Gemeinsame Richtlinie der Landesmedienanstalten fir die Werbung, zur Durchfilhrung der Trennung von
Werbung und Programm und fir das Sponsoring im Horfunk v. 16. Dezember 1997

(http://wvww.alm.de/riliwerb-hf.htm).
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5.2
Werbeverbote fur Tabakprodukte

Die Bewerbung von Tabakprodukten wird in zahlreichen Rechtsvorschriften
verboten. Dazu zéhlt auf nationaler Ebene in erster Linie 8§ 22 Abs. 1 LBMG,
der ausfuhrt, dal} es verboten ist "'flir Tabakerzeugnisse im Horfunk oder im
Fernsehen zu werben." Abs. 2 fuhrt dariber hinaus das Verbot aus, im Ver-
kehr mit Tabakerzeugnissen oder in Werbung fur Tabakerzeugnisse allgemein
oder im Einzelfall Bezeichnungen, Angaben, Aufmachungen, Darstellungen
oder sonstige Aussagen zu verwenden, die ihrer Art nach besonders dazu
geeignet sind, Jugendliche oder Heranwachsende zum Rauchen zu veranlas-
sen. Dies impliziert auch ein Verbot der Tabakwerbung in Jugendmedien wie
z.B. Jugendzeitschriften.

In dem prominenten Fall, in dem dies auch gerichtlich bestatigt wurde, hatte
ein Unternehmen der Tabakindustrie in zwei bekannten und verbreiteten Ju-
gendzeitschriften Anzeigen fir eine Zigarettenmarke geschaltet. Das Unter-
nehmen argumentierte, dal? § 22 LMBG kein explizit an Jugendliche adressier-
tes Werbeverbot fur Tabakerzeugnisse enthalte und scheiterte damit in beiden
Instanzen. Die Berufungsinstanz argumentierte, dafl es ausreiche, wenn der
nach § 22 LMBG geschutzte Personenkreis, zu dem insbesondere Jugendliche
zéhlten, adressiert sei. Insofern sei es unerheblich, ob die Anzeigengestaltung
geeignet sei, Jqundliche anzusprechen. Der Bundesgerichtshof bestatigte
diese Auffassung.

Das Berufungsgericht bejahte auRerdem eine Wiederholungsgefahr, die auch
nach Auffassung des Bundesgerichtshofs nur hatte ausgerdumt werden kon-
nen, wenn das Unternehmen eine umfassende, uneingeschrankte und durch
ein Vertragsstrafeversprechen abgedeckte Unterlassungserklarung abgegeben
hatte. Die vom Unternehmen vorgetragene Auffassung, die Werberichtlinien
der Zigarettenindustrie kdnnten auch auf dem Weg des Schiedsgerichtsverfah-
ren durchgesetzt werden, verneinten die gerichtlichen Instanzen. Gerade das
Erscheinen der beanstandeten Anzeigen hat fir die Gerichte dargelegt, dal3
die freiwillige Kontrolle nicht ausreichend ist.

Auf europaischer Ebene ist mit der Richtlinie 98/43/EG des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 6. Juli 1998 eine weitere Einschrankung der Wer-
bung fur Tabakerzeugnisse vorgenommen worden. Danach ist jede Form der
Werbung und des Sponsoring in der Gemeinschaft verboten. Die Umsetzungs-
frist fur diese Richtlinie lduft bis zum 30. Juli 2001. Doch auch diese Ein-
schrankungen reichen der Kommission nicht weit genug: In einem Vorschlag
fir eine neue, die bereits bestehenden EG-Richtlinien 89/622, 90/239 und
92/41 zusammenfassenden Richtlinie (COM 594, 16.11.1999) sollen z. B. wei-

19

Siehe BGH, Urteil vom 9.12.1993 - | ZR 276/91 (KG), abgedruckt in NJW 1994, 731-733. Siehe insbesonde-
re S. 732 und zum folgenden Absatz S. 733.
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terfuhrende Kennzeichungspflichten fiir Zigarettenpackungen erlassen wer-
den. Auch die Inhaltsstoffe missen dann von den Herstellern offengelegt
werden.

5.3
Der Deutsche Werberat

Der deutsche Werberat ist eine Institution der Werbewirtschaft, die auf einer
freiwilligen Selbstverpflichtung beruht. Die im Zentralverband der deutschen
Werbewirtschaft zusammengeschlossenen Verbande grindeten am 13. April
1972 den ,,ZAW-Prasidialausschuf’ fur Verbraucherwerbung*, der ab dem 8.
November desselben Jahres die Bezeichnung ,,Deutscher Werberat* flhrte.
Aufgabe des Werberates ist ,,durch geeignete MaRnahmen die Werbung im
Hinblick auf Inhalt, Aussage und Gestaltung weiterzuentwickeln, verantwor-
tungsbewuf3tes Handeln zu fordern, Mi3stdande im Werbewesen festzustellen
und zu beseitigen, sowie als stdndiges Anspracheorgan fir verbraucherbezo-
gene Werbeprobleme zur Verfiigung zu stehen.** (ZAW 1997, 91)

Der Deutsche Werberat hat sich neben Arbeitsgryndsatzen auch eine Verfah-
rensordnung gegeben. In den Arbeitsgrundsétzen= ist festgelegt, dal} zu den
Mitgliedern vier Delegierte der werbungstreibenden Wirtschaft, drei Delegier-
te der werbungsdurchfiihrenden Wirtschaft, zwei Delegierte der Werbeagen-
turen und ein Delegierter der Werbeberufe zahlt (ZAW 1997, 91). Nur die
Mitglieder des ZAW-Prasidiums kdnnen auch Mitglieder des Deutschen Wer-
berates werden.

Der Werberat kann nach seinen Verfahrensvorschriften von sich aus tatig
werden oder durch jeden angerufen werden. Allerdings ist die Zustéandigkeit
begrenzt: Der Werberat beschrankt sich auf den Bereich der Wirtschaftswer-
bung, er leitet Beschwerden, die mit dem Heilmittelwerbegesetz zusammen-
hangen, an den Verein fir lautere Heilmittelwerbung in Bonn weiter. Liegt
nach Auffassung des Werberates ein offensichtlicher Verstol3 gegen geltendes
Recht vor, wird die Zentrale zur Bekd&mpfung unlauteren Wettbewerbs in Bad
Homburg angerufen. Machen hingegen Konkurrenten Verstol3e geltend, wer-
den sie auf den Ublichen Rechtsweg verwiesen. Lediglich dann, wenn der
Endverbraucher direkt betroffen ist, kann der Werberat auch in diesen Féllen
tatig werden. Vorprifungen nimmt der Werberat grundsatzlich nicht vor.

Die Wirksamkeit des Werberats fuflt auf seinem Organisationsaufbau: Mit-
glied im Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft (ZAW), aus dem sich
der Deutsche Werberat rekrutiert, sind nicht nur die Werbeagenturen Uber
ihren Verband (GAW) und die Herstellerverbande von Produkten, sondern
auch die Medien, sowie die Werbeberufe und Marktforschung. Diese vier
Saulen des ZAW sichern, daR einmal geriigte Werbung kaum noch eine

20

Siehe ZAW 1997, 91: ,,Arbeitsgrundsatze des Deutschen Werberats, Fassung von 1979."
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Chance hat, ausgestrahlt oder in den Medien gedruckt zu werden. Insofern ist
die Durchsetzungsfahigkeit des Deutschen Werberats gegentber Firmen, die
trotz VerstoR und Rige die Werbung weiterhin schalten wollen, sehr hoch
(vgl. ZAW 1999a, 363).

Das Verfahren des Deutschen Werberates wird Ublicherweise initiiert durch
eine Beschwerde einzelner Burger bzw. gesellschaftlicher Gruppen. Geht eine
solche Beschwerde beim Werberat ein, so prifen die Mitglieder zunéchst die
entsprechende Werbekampagne. Halten Sie einen Versto3 fir mdglich, so
wird eine Stellungnahme des Herstellers eingeholt, in der sich dieser zu den
Vorwiurfen duBern kann. Unter Beriicksichtigung der Stellungnahme entschei-
det der Werberat dann, ob eine Rige ausgesprochen wird. Eine Riige hat zu
Folge, dal? die Medien eine Veroffentlichung der Kampagne ablehnen. Die
Rige ist jedoch eine seltene Ausnahme (vgl ZAW 1999, 59).

Tabelle 1: Beschwerdebilanz des Deutschen Werberates 1998

Anzahl

Kritisierte WerbemaRhahmen* 228
WerbemafRnahmen vor dem Werberat** 168
Werbungstreibenden ziehen die Kampa- 56
gne zurick

Werbetreibende andern die Kampagne 10
Offentliche Riige 2
Von Kritik freigsprochene Werbung 100

* Insgesamt gingen 306 Beschwerden ein.
** Die Ubrigen Falle wurden an andere Stellen verwiesen.
Quelle: ZAW 1999, 59.

In Bezug auf den Kinder- und Jugendschutz hat der Deutsche Werberat sich
einen gesonderten Regelkatalog gegeben (zitiert aus ZAW 1997, S. 98):

1. Sie sollen keinen Vortrag von Kindern Uber besondere Vorteile und
Eigenarten des Produktes enthalten, der nicht den nattrlichen Le-
bensaulRerungen des Kindes gemal ist.

2. Sie sollen keine direkten Aufforderungen zu Kauf oder Konsum an
Kinder enthalten.

3. Sie sollen keine direkten Aufforderungen von Kindern und/oder an
Kinder enthalten, andere zu veranlassen, ein Produkt zu kaufen.

4. Sie sollen nicht das besondere Vertrauen, das Kinder bestimmten
Personen entgegenzubringen pflegen, mil3brauchlich ausnutzen.

5. Aleatorische Werbemittel (z. B. Gratisverlosungen, Preisausschrei-
ben und -ratsel u.d.) sollen die Umwaorbenen nicht irreflihren, nicht
durch Ubermé&Rige Vorteile anlocken, nicht die Spielleidenschaft
ausnutzen und nicht anreifl3erisch belastigen.
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6. Sie sollen strafbare Handlungen oder sonstiges Fehlverhalten durch
das Personen gefdhrdet werden kénnen, nicht als nachahmens-
wert oder billigenswert darstellen oder erscheinen lassen.™

Diese Regeln sind Uberschrieben mit dem Hinweis *'Verhaltensregeln des
Deutschen Werberats fur die Werbung mit und vor Kindern in Werbefunk und
Werbefernsehen™ (vgl. ZAW 1997, 97). Diese Einschrankung ist wohl vor al-
lem historisch bedingt: Die zunehmenden Fernsehzeiten von Kindern fuhrten
1973 zu einer 6ffentlichen Diskussion Uber Kinderwerbung. Am 10. Oktober
verabschiedete der noch nicht einjahrige Werberat zum ersten Mal seine Ver-
haltensregeln in Bezug auf Kinderwerbung. Sie beinhalteten vor allem, daf}
auf direkte Kaufappelle zu verzichten sei. Grundlage der Verabschiedung war
ein breiter Konsens aller ZAW-Verbande.

6

Effektivitat der Regeln des Deutschen Werberats

Im Rahmen des Forschungsprokjekts wurden in einer Untersuchung von Kin-
derzeitschriften die Regeln des Deutschen Werberats auch fur Printmedien
zugrunde gelegt (Becker 1999). Dieses Vorgehen basiert auf der Uberlegung,
daR Kinderwerbung in jedem Fall die genannten Regeln beachten muf3, um
nicht gegen das urspriingliche Ziel zu verstol3en, namlich die Entwicklung von
Kindern zu schitzen. Wirden die Regeln nicht auf die Printmedien angewen-
det, so bestlinde eine Regelungslicke. Der Deutsche Werberat lehnt sich in
seinen Verhaltensregeln explizit an die Einhaltung der "Internationalen Verhal-
tensregeln fur die Werbepraxis' (vgl. ZAW 1997, 97) an. Da diese Regeln sich
auf Werbung im allgemeinen beziehen (vgl. ICC 1997, Art. 14) und nicht auf
Fernsehwerbung, spricht alles daftir, daR die Verhaltﬁsregeln des Deutschen
Werberats ebenfalls auf alle Medien zu beziehen sind.

Die Untersuchung nimmt diese Anwendung systematisch vor, indem sie die
Werbung aus 100 Kinderzeitschriften auf Regelverstd3e auswertet. Insgesamt
waren 128 VerstoRe auf 525 Werbeseiten, d.h. bei 24 %, zu verzeichnen.
Interessanterweise sind 85 % davon Verstdo3e gegen die Regel, keine direkte
Aufforderung zu Kauf oder Konsum zu enthalten. Das urspriingliche Anliegen
des Werberats von 1973 hat in Bezug auf die Printmedien damit seine Aktuali-
tat bewahrt. Die restlichen 15 % der VerstoRe teilen sich auf zwischen "'keine
Aufforderung, andere zum Kauf zu veranlassen™ (Regel 3), "aleatorische
Werbemittel” (Regel 5) und "keine unnatiirlichen AuRerungen™ (Regel 1).
Gegen einige der Regeln liegen keine Verstole vor (siehe Tabelle 1).

21

Eine Klarstellung in den Verhaltensregeln des Deutschen Werberats wére dennoch wiinschenswert.
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Tabelle 2: VerstdRRe gegen Werberegeln

Werberegel Inhalt der Regel (kurz) Anzahl der
Verstof3e insge-

samt

Nr. 1 ""keine AuRerung, die nicht dem natiirlichen 1

Leben von Kindern entspricht™
Nr. 2 "keine direkte Aufforderung zu Kauf oder 114
Konsum®'
Nr. 3 "'keine Aufforderung, andere zum Kauf zu 16
veranlassen'
Nr. 5 ""keine Irrefuhrung durch GberméaRige Vorteile 12
und Ausnutzung der Spielleidenschaft bei alea-
torischen Werbemitteln™

Quelle: Becker 1999, 6.

Auffallend ist, daR bestimmte Firmen haufiger verstoBen als andere. Von ins-
gesamt 108 Verstolien entfallen weit tber die Halfte, ndmlich 67, auf lediglich
4 Firmen. Das legt nahe, dal? bestimmte Firmen ihre Kinderwerbepolitik ent-
weder von vornherein ungeachtet der Verhaltensregeln ausrichten oder aber
in der betriebswirtschaftlichen Abwagung die Absatzmoglichkeiten hoher
einstufen als den Kodex der Werbebranche.

Da nahezu alle Verstol3e sich auf die Regel Nr. 2, keine direkte Aufforderung
zu Kauf oder Konsum, beziehen, 1Rt sich aulRerdem schluf3folgern, dal? gera-
de diese als besonders verkaufsférdernd angesehen wird.
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Tabelle 3: Anzahl der VerstdRe gegen die Werberegeln nach Firmen (ab zwei-
VerstolRe/Firma)

Werberegel Firma Anzahl der

Verstoile
Nr.2,3,5 Bertelsmann 9
Nr. 2 Columbia 3
Nr. 2 Disney Maus Click 3
Nr. 2 Ferrero 11
Nr. 2 Kisok 3
Nr. 2 Lego 4
Nr. 2 Matell 18
Nr. 2 Miller 5
Nr. 2 Playmobil 29
Nr. 2 Pro Sieben 8
Nr. 2 Ravensburger 2
Nr. 2 V.tech 5
Nr. 2 Walt Disney 3
Nr. 2 Weltbild 5

Quelle: Becker 1999, 11.

Der Untersuchungszeitraum erstreckte sich von Juli bis Dezember 1998. Dabei
zeigte sich, daR die fur Werbung zur Verfigung gestellte Seitenzahl in dem
gegebenen Mix von Kinderzeitschriften in den Vorweihnachtsmonaten deut-
lich ansteigt (Tabelle 3). Parallel, aber tberproportional nehmen auch die Ver-
stolRe gegen die Werberegeln zu, die ihren Hohepunkt im Dezember errei-
chen, wo auf jeder dritten Werbeseite ein VerstoR3 festzustellen ist. Die Steige-
rungen machen deutlich, daR nicht nur der Umfang von Werbung strategisch
an die Konsumho6hepunkte angepafdt wird, sondern daf} vor allem auch die
Verhaltensregeln des Deutschen Werberats strategisches Spielfeld der Anbie-
ter sind.
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Tabelle 4: Saisonales Werbeaufkommen und relative Haufigkeit von Versto-

Ren
Ausgaben im Monat Werbeseiten | davon VerstoRe

(absolut) in %

Juli 44 13

August 39 17

September 70 11

Oktober_, 100 30

NovemberI27I k.A. k.A.

Dezember 119 38

Quelle: Becker 1999, 14.

Insgesamt zeigt die Analyse, daR die Praxis der Selbstregulierung des Deut-
schen Werberats zu deutlichen Defiziten fuhrt. Diese liegen nicht darin, dald
die Regeln zu wenig greifbar und konkret ausfallen, denn der weit Uberwie-
gende Teil der Verstol3e fallt unter die relativ klar gehaltene Vorgabe, keine
direkte Aufforderung zu Kauf oder Konsum zu enthalten. Das Defizit besteht
vielmehr in einem Vollzugsdefizit: Es werden Verhaltensregeln aufgestellt, die
keiner systematischen Kontrolle auf Einhaltung unterliegen.

~

Anreizsituation der Akteure und Defizitanalyse

Die vorangegangenen Abschnitte haben gezeigt, daR die Verhaltensregeln fir
die Werbung vor und mit Kindern des Deutsche Werberat bzw. des Interna-
tional Chamber of Commerce nur defizitéar implementiert werden. Zu fragen
ist daher, aus welchen konkreten Anreizsituationen die betroffenen Akteure
heraus handeln und inwiefern diese die Defizite bedingen.

Um die Anreizsituation der Akteure zu erfassen bedienen wir uns eines Ver-
haltensmodells, das drei zentrale Merkmale hat: Erstens, haben die Individuen
Praferenzen, die ihre personlichen Ziele darstellen. Zweitens verfolgen die In-
dividuen mit den vorhandenen Mitteln die Zielverwirklichung begrenzt ratio-
nal, d.h. sie verschwenden nicht ihre Ressourcen im Rahmen der zur Verfu-
gung stehenden Informationen. Da Informationen aber kostspielig sind, und
die Individuen in unterschiedlichen MaRRen an Informationsgewinnung (*'Ler-
nen') gewohnt sind, kommt es bei identischen Zielen und Ressourcen zu Un-
terschieden im Verhalten. Drittens handelt es sich bei den Akteuren um habi-
tuell und kognitiv gebundene Individuen. Das bedeutet, dal3 bestimmte Ver-

22

Novemberausgaben waren nicht ausreichend vorhanden.
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haltensschwellen nicht ohne weiteres Uberschritten werden kdénnen, auch
wenn dies zu kurzfristigen Nutzengewinnen fihren wirde..

Als Akteure werden die Hersteller von Produkten, die Werbeagenturen und
der Deutsche Werberat sowie Kinderschutzorganisationen betrachtet. Wir
gehen davon aus, daf3 die Hersteller und die Werbeagenturen eine Gewinn-
maximierung verfolgen. Der Deutsche Werberat als Teil des Zentralverbands
der deutschen Werbeindustrie (ZAW) verfolgt das Interesse, die verbandsin-
terne Anerkennung zu maximieren, indem z. B. ein positives Bild in der Of-
fentlichkeit kommuniziert wird. Dasselbe gilt fur Kinderschutzorganisationen:
auch in diesen wird verbands- bzw. vereinsintern die Anerkennung maximiert.
Abschnitt 7.1 beschreibt die Eckpunkte des zugrundeliegenden Verhaltens-
modelles. Die folgenden Abschnitte untersuchen die Anreizsituation der Pro-
dukthersteller (Abschnitt 7.2), der Werbeagenturen (Abschnitt 7.3), der Wer-
beverbande (Abschnitt 7.4) und der Verbande, die Verbraucher- und Kinder-
schutzinteressen vertreten (Abschnitt 7.5).

Die wesentlichen Entscheidungsregeln der Akteure sind in Hypothesenform
gefalt. Um die Entscheidungssituation hinlanglich genau zu erfassen, sind
finfzehn explorative Interviews mit Akteuren aus Werbeagenturen, aus Ver-
bénden und von Herstellern von Kinderprodukten durchgefihrt worden. Die
Gesprache basierten auf ein Leitfaden, der an die Situation des Inter-
viewpartners angepaldt wurde.

7.1
Das Verhaltensmodell

Das Verhaltensmodell, das den Akteuren unterstellt wird, geht grundsatzlich
von Rationalverhalten aus. Als Rationalverhalten versteht man, dal? unter ge-
benen Zielen das Individuum aus verschiedenen Alternativen diejenige aus-
wahlt, die entweder die hochste Zielerreichung oder aber den geringsten Res-
sourceneinsatz verspricht (6konomisches Prinzip). Das Rationalmodell unter-
stellt jedoch nicht einen ""menschlichen Computer™ der die im Prinzip unendli-
che Informationsflut sofort und ohne Muhe verarbeiten kann, um daraus die
optimale Alternative zu gewinnen. Das Verhaltensmodell beriicksichtigt viel-
mehr, dal} die Informationen, die einem Individuum zur Verfligung stehen,
begrenzt sind. Informationsbeschaffung ist kostspielig, denn sie ist zeitrau-
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Zum 6konomischen Verhaltensmodell, das auch habituelles Verhalten sowie kognitive Grenzen beriicksich-
tigt siehe Bizer 1998.
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Die Gesprache wurden von September 1998 bis Februar 1999 durchgefiihrt und dauerten jeweils ein bis

zwei Stunden.

20



Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

bend. Individuen warten deshalb nicht mit Entscheidungen, bis sie alle Infor-
mationen zusammengestellt haben, sondern sie sammeln die ihrer Auffassung
wichtigsten Elemente und treffen eine Entscheidung, wenn sie ihe Ziele aus-
reichend verwirklicht sehen (*'satisficing™, vgl. Simon 1955).

Das Individuum muf} also eine Prognose Uber die Ergebnisse treffen, die mit
Unsicherheiten behaftet ist. Diese Unsicherheiten kdnnen in einigen Féllen mit
Wahrscheinlichkeiten verbunden werden. Dann ist das Risiko kalkulierbar. In
den meisten Féllen reicht die Unsicherheit jedoch tiefer, und es kénnen keine
konkreten Wahrscheinlichkeiten angegeben werden.

Die Fahigkeit, Informationen zu beschaffen und Prognosen zu erstellen, fallen
unterschiedlich aus. So bestehen habituelle Verhaltensweisen, die dies fordern
oder behindern kdénnen. Es kdnnen aber auch kognitive Grenzen wirksam
werden, die sozial vermittelt werden. Dies ist besonders wichtig, wenn Akteu-
re im Zentrum der Analyse stehen, die z. B. dieselbe Berufsausbildung genos-
sen haben. Ausbildungsinhalte pragen Individuen. Sie lernen, Entscheidungen
auf bestimmte Art und Weise zu analysieren und zu entscheiden. Sie erlernen
Entscheidungsregeln. Diese kbnnen auch in habituelles Verhalten tGbergehen.
Dies senkt individuell die Entscheidungskosten, weil nicht mehr Uberlegt wer-
den muR, welche Faktoren wichtig sind und welche nicht. Es wird nach einem
einmal eingepragten Schema gehandelt bzw. entschieden.

Fur die folgenden Analyse spielen habituelle Verhaltensweisen, kognitive
Grenzen und Praferenzen insofern eine wichtige Rolle als es mdglich waére,
daR die Akteure in der Werbewirtschaft beispielsweise eine eindeutige Préfe-
renz fur einen umfassenden Kinder- und Jugendschutz in der Werbung haben
konnten. Diese Préaferenz, wirden sich denn Anhaltspunkte dafir ergeben,
daR sie vorhanden ist, konnte durch einen staatlichen Regulierungseingriff
verdréangt werden. Im Ergebnis konnte durch die Regulierung weniger Kinder-
und Jugendschutz realisiert werden als bisher - durch die vorhandenen Préfe-
renzen - bereits besteht. Dieses Phanomen wird auch als *‘crowding out™ be-
zeichnet. Umgekehrt ist auch - zumindest theoretisch - denkbar, dal durch
die Riicknahme von Regulierungsmalnahmen die Bereitschaft erhdht werden
kann, freiwillige Zielbeitrdge zu leisten.

7.2
Produkthersteller bzw. -vermarkter

Die Hersteller lassen sich schon seit geraumer Zeit nicht mehr einfach als Pro-
dukthersteller verstehen. Es handelt sich bei vielen Produkten vielmehr um
Unternehmen, die Markennamen vermarkten und die Produkte in Lizenz her-
stellen und vertreiben lassen. Dies gilt z. B flr Sportartikel, Bekleidungen, etc.
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Vgl. dazu Frey 1997, Frey/Oberholzer-Gee 1997, auch Bizer 1998.
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Markenunternehmen vertreiben Produkte, besonders wenn es um Kinder und
Jugendliche geht, in Verbindung mit bestimmten Konsumerlebnissen oder —
gefihlen. So macht Coca-Cola frei und unabhéngig, Nike-Turnschuhe lassen
einen zum Sport-As werden, Haribo macht Kinder, und nicht nur diese, froh,
usw. Aus diesem Grund haben die Hersteller aber auch nur ein begrenztes
Interesse, kurzfristig VerkaufserlGse zu steigern, indem etwa ein Werbeskandal
inszeniert wird. Sie verfolgen vielmehr langfristige Bindungen an die Marke,
die auch zu langfristigen Erlésmaximierungen fuhren. Diese Bindung muf
jedoch Merkmale aufweisen, die zumindest auRergewdéhnlich erscheinen, da-
mit die Konsumenten das Konsumerlebnis des Produktes nicht durch andere,
etwa glnstigere Angebote substituieren kénnen.

Hypothese 1: Unternehmen, die Markenartikel am Markt plazieren, haben
eine relativ langfristige Marktstrategie, die auf solide Bindungen
der Kunden an den Markenartikel zielt. Kurzfristige Gewinnstei-
gerungen durch skandalése Werbung wird eher vermieden.

Diese Hypothese bestatigte sich bei den Herstellern und Agenturen, die Mar-
kenartikel vertreiben. Umgekehrt bestatigte die Befragung aber nicht, dal}
sogenannte no names mit kurzfristigen Marktstrategien beworben werden.
Offenbar ist die Situation wesentlich komplizierter. Werbekampagnen richten
sich zuerst nach den Zielgruppen und den Erwartungen, auf welche Botschaf-
ten diese Gruppe anspricht.

Der Hersteller maximiert seine langfristigen Gewinnerwartungen.I;I Gegen die
Werberichtlinien verstolRende Werbung, die zu einem rechtskréaftigen Urteil
oder zu einer Ruge durch den Deutschen Werberat flihrt, muf} hingegen ent-
weder kurz- bis mittelfristig wirken, so dafl Konsumentscheidungen schon vor
dem Urteil entsprechend beeinflut worden sind, oder sie missen tber den
eigentlichen Expositionszeitraum hinaus wirksam sein. Letzteres ist gerade bei
Kindern und Jugendlichen unwahrscheinlich. Erfolgt ein Urteil auf Unterlas-
sung oder eine Ruge des Deutschen Werberats, so entstehen dem Hersteller
vornehmlich Kosten fur die nicht weiter verwendbare Anzeigenkampagne.
Zwar wird er zusatzlich auch mit den Verfahrenskosten belastet, diese durften
aber gegentiber den Produktionskosten von Werbekampagnen marginal sein.
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Dal gerade Kinder und Jugendliche friihzeitig an bestimmte Marken gebunden werden sollen, findet sich
schon bei Hielscher 1971, 39. Er verweist auch darauf, da mit der Bindung junger Kunden eine Verjin-
gung des Markenbildes einhergehen kann, die sich wiederum vorteilhaft auf den Konsum der alteren Kon-

sumenten auswirkt. Siehe dazu die Beitrage in Meister/Sander 1997.
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Hypothese 2: Bei Verstél3en gegen die Werberichtlinien in Bezug auf Kinder
und Jugendliche bestand entweder die Chance auf kurz- bis mit-
telfristige Gewinne, d. h. die Werbestrategie war entsprechend
angelegt, oder die Riigewahrscheinlichkeit durch den Werberat
bzw. die Klage- und Verurteilungswahrscheinlichkeit durch ein Zi-
vilgericht wurde als gering eingestuft.

Der in Hypothese 2 formulierte Zusammenhang lie3 sich aufgrund der Befra-
gung indirekt bestatigen. Es kommt zu "'geplanten' Verstof3en, die Teil einer
strategischen Werbestrategie sind. Die Werbestrategie bezieht eine Aufforde-
rung zur Stellungnahme durch den Werberat von vornherein mit ein. Gleich-
zeitig weisen die saisonalen Schwankungen der Werbetétigkeit z. B. in Kin-
derzeitschriften darauf hin, daR die Hersteller zeitliche Konsumhé&hepunkte
wie Weihnachten in ihren Strategien berticksichtigen.

Hypothese 3: Produkthersteller entscheiden (iber Werbekampagnen in génzli-
cher Unkenntnis und ohne entsprechende rechtliche Priifung des
Kinder- und Jugendschutzes.

Tatsachlich kam es auch aufgrund von Unkenntnis bzw. Pannen zu Verstof3en
gegen die Kinderschutzregeln. Allerdings betreffen diese Félle eher die Wer-
beagenturen bei denen entsprechende organisatorische Vorkehrungen versag-
ten.

Da Strafzahlungen nach dem Wettbewerbsrecht erst féllig werden, wenn die
Werbekampagne fortgefuhrt wird, entféllt das tbliche Kalkdl, in dem der er-
wartete Gewinn gegen Entdeckungswahrscheinlichkeit multipliziert mit Strafe
abgewogen wird. Das reine 6konomische Kalkll besteht vielmehr in der Ab-
wagung erwarteter Gewinne gegen Verurteilungswahrscheinlichkeit multipli-
ziert mit den zu beflrchtenden Verlusten. Tatsachlich gilt im Wettbewerbs-
recht aber, dal kein Richter ist, wo auch kein Klager ruft, so dal bereits die
Anspruchsstellungswahrscheinlichkeit nicht allzu grof3 ist. Allein eine Riige des
Werberates bleibt folgenlos, wenn man von der Einstellung der Kampagne
absieht. Zusatzliche Strafzahlungen kdnnen nicht verhéangt werden.
Grundsatzlich ist es nattrlich auch moglich, dal? die Hersteller ethische Ver-
pflichtungen eingehen, die sie daran hindern, gegen die Grundsétze des Kin-
der- und Jugendschutzes in der Werbung zu verstol3en. Allerdings ist es ex-
trem schwierig, in der empirischen Gemengelage zu erkennen, ob es sich um
origindre moralische Bindungswirkungen handelt, oder ob durchaus ékonomi-
sche Kalkule zugrunde liegen. So kann bei Produktgruppen fir Kinder und
Jugendliche durchaus relevant sein, dal} auch Eltern einen positiven Eindruck
bekommen sollen, weil diese die Kaufentscheidungen z. B. finanzieren.

Es erscheint nach der Befragung als wahrscheinlich, dal3 zwischen der 6ffentli-
chen Wahrnehmung und der Wahrnehmung durch die Zielgruppe konsequent
unterschieden wird. Diese Differenzierung 6ffnet Herstellern und Agenturen
den Spielraum, gegen 6ffentlich anerkannte Regeln zu verstofen und gleich-
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zeitig die Zielgruppe anzusprechen. Die Hersteller berticksichtigen bei der Be-
werbung darlber hinaus auch die Eigenschaften des beworbenen Produkts. Je
nach Eigenschaften werden unterschiedliche Grade der Provokation bzw. des
Tabubruchs ftr forderlich gehalten.

Hypothese 4: Hersteller mi3achten &ffentliche Regeln, wenn sie damit eine
deutlich bessere Chance haben, ihre Zielgruppen differenziert an-
zusprechen (intendierter Tabubruch,).

Die Befragung in Verbindung mit der Analyse der Kinderzeitschriften zeigte,
dalR auch fur die Hersteller eher konservativer Produkte, wie etwa Gesell-
schaftsspiele, nicht gilt, daR sie VerstbRe grundséatzlich ablehnen. Selbst in
diesen Segmenten werden Verstole als "'strategisches Mittel'" eingesetzt, um
Aufmerksamkeit zu sichern.

Anhaltspunkte fir eine intrinsische Motivation ergeben sich nicht. Die Gefahr
einer Verdrangung von bisher freiwillig erbrachten Beitrdgen zum Kinder- und
Jugendschutz in der Werbung, die durch eventuelle zusatzliche Eingriffe des
Staates entstehen konnte, ist auf der Ebene der Hersteller nicht gegeben.

7.3
Werbeagenturen

Die Werbeagenturen mussen, da sie auf Auftrage der Hersteller angewiesen
sind, zumindest vordergriindig deren Interessen vertreten. Die Interessen eines
Herstellers sind indes nicht leicht zu ermitteln. Deswegen mul3 der Hersteller
an langfristigen Geschéftsbeziehungen interessiert sein, damit es sich fir die
Agentur lohnt, eine intensive Zusammenarbeit mit den Auftraggebern anzu-
streben und gleichzeitig auf Marktstrategien - wie aufféllige Kampagnen - zu
verzichten, die auf die Aufmerksamkeit anderer Hersteller abzielt. Insofern ist
danach zu fragen, ob Auftraggeber langfristige Bindungen an Werbeagentu-
ren eingehen, oder ob die Agentur fir jeden Auftrag wieder gewechselt wird.
Tatsachlich zeigt sich am Markt, dal langfristige Bindungen die Regel sind.
H&ufig wird fur die Zusammenarbeit ein Pool von Agenturen gebildet, der
regelmafiig zu internen Wettbewerben aufgefordert wird. In vielen Fallen be-
stehen aber auch langfristige Bindungen von Herstellern an eine Agentur.

Hypothese 5: Werbeagenturen sind in der Regel langfristig an Auftraggeber
gebunden und nehmen deshalb die Rolle eines Interessenvertre-
ters ein. Die Beziehung zwischen Auftraggeber und Auftragneh-
mer 146t sich als eine Prinzipal-Agenten-Beziehung charakterisie-
ren. Deshalb mul3 der Erfolg des Auftrags anhand objektiver Kri-
terien ermittelt werden.

Agenturen mussen sich darum bemuhen, am Markt wahrgenommen zu wer-
den. Das werden sie einerseits Uber die Kampagnen, andererseits Uber die
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Etats. Welche Werbeetats Agenturen betreuen, wird regelmaRig in Fachzeit-
schriften veroffentlicht. Die Agenturen verfolgen damit eine zweigleisige Stra-
tegie: Erstens mussen sie die Etats zufriedenstellend verwalten, die sie bereits
haben. Nur dann kénnen sie damit rechnen, den Auftrag auch mittelfristig zu
halten. Zweitens mussen sie aufféllige Kampagnen kreieren, um am Markt
von neuen Auftraggebern wahrgenommen zu werden. Aufgrund der vorherr-
schenden langfristigen Bindungen von Agenturen und Produzenten, mif3t sich
der Erfolg einer Agentur aber hauptsachlich an den Etats, die verwaltet wer-
den. Der Erfolg der Agentur zeigt sich, wenn Marktstudien ergeben, dal} die
Wirkungen der Kampagnen wie erwartet ausfallen. Entsprechende Wirkungs-
analysen werden immer haufiger eingesetzt.

Hypothese 6: Die Regeln werden von den Agenturen nur begrenzt wahrge-
nommen, aber dennoch als richtig eingeschétzt und eingehalten.
Agenturen verstol3en allenfalls in vélliger Unkenntnis der Regeln.

Tatsachlich gibt es empirische Félle, in denen es durch Unkenntnis bzw. durch
Pannen zu einem Verstol? kam. Allerdings kann dies kaum als regelméaRige
Erklarung fir VerstbRe geltend gemacht werden. Die Befragungen deuten
vielmehr darauf hin, da die Agenturen VerstolRe berechnend einsetzen, eine
Rige durch den Werberat antizipieren und strategisch vorbereiten. So hat
eine der befragten Agenturen einen Fall aus eigener Praxis schildern kénnen,
in dem von vornherein mehrere Versionen einer Kampagne erstellt wurden,
die dann nacheinander geschaltet werden konnten.

Hypothese 7: Agenturen, die es zu einem Verstol3 kommen lassen, sind auf
eine Rlige vorbereitet und haben eine strategische Antwort in
Form von kurz laufender Kampagnen oder fall-back-Versionen.

Der Vorlauf des Deutschen Werberats wird von vielen Agenturmitarbeitern als
relativ lang eingeschéatzt. Die Verfahrensschritte sind zudem in ihrer Lange
auch berechenbar. Im allgemeinen wird mit einer Verfahrensdauer von zwei
bis drei Monaten gerechnet, bevor es zu einer Riige kommt.

Innerhalb der meisten Agenturen findet zumindest eine implizite Prifung der
Risiken von Werbung statt. Das erreichen schon die Tests, denen gréRere
Werbekampagnen regelmaRig unterzogen werden. Grolie Kampagnen wer-
den auch regelmalig einer rechtlichen Prifung unterzogen. Allerdings bleibt
oft unklar, ob neben den wettbewerbsrechtlichen auch die standesrechtlichen
Regeln mitgepriuft werden.
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Hypothese 8: Werbekampagnen werden explizit auch auf Verletzungen des
Kinder- und Jugendschutzes geprtift. Die Agenturmitarbeiter ver-
fiigen zwar Uber ungenaue Kenntnisse der Regeln, wissen aber
um die generelle Problematik.

Die Befragungen legen eher nahe, dal} explizite Prifungen durch einen An-
walt die Regel sind. Unsicherheit besteht allerdings dartber, ob der Anwalt
auch verbandliche Standards in seine Priifung einbezieht, oder nur die gesetz-
lichen Vorschriften berlcksichtigt. In einigen Fallen zeigte sich auch, dal
schon interne Prifungen den Kinder- und Jugendschutz bertcksichtigen. Die
Kenntnisse der Regeln des Werberats sind bei den Werbefachleuten jedoch
[ickenhaft.

Die Befragung erfaldte auch, inwiefern sich die Mitarbeiter von Agenturen als
"Tabubrecher' verstehen. Es zeigte sich, dafl kalkulierte Tabubriche als legi-
times Werbemittel angesehen werden. Dabei wurde betont, dal3 der erfolgrei-
che Tabubruch nattrlich nur so weit gehe, dal3 er einerseits Aufmerksamkeit
errege, andererseits die Gefilhle nicht zu stark verletze und etwa Abscheu
hervorrufe. Kognitive Grenzen in Bezug auf den Kinder- und Jugendschutz
scheinen auf Seiten der Werbefachleute nicht zu existieren. Daflr spricht
auch, daR die spezifischen Fachmedien dieses Thema nur so thematisieren,
daR es von den Akteuren nicht wahrgenommen wird. Es hat insgesamt eher
den Anschein, dall Werbeagenturen Schwierigkeiten damit haben, eine
Schutzzone kindlichen Konsums zu akzeptieren. So ergab die Befragung in
der Uberwiegenden Zahl der Félle, dal? die Agenturmitarbeiter als erlaubt an-
sehen, was nicht durch sinkende Verkaufszahlen sanktioniert wird. Der Ersatz
regulierender Eingriffe - sei es durch den Verband oder den Staat - durch
freiwillige MalRnahmen, so die Einschatzung der Befragten, dirften deshalb
auch direkt in einem reduzierten Schutzniveau resultieren. Aus den Hypothe-
sen 5 bis 8 folgt somit, daR die Agenturen im Kontext ihrer Wettbewerbssi-
tuation einen ausgepragt rationalen Umgang mit den Werberegeln pflegen,
der keine kognitiven oder habituelle Grenze zugunsten des Kinder- und Ju-
gendschutzes erkennen laRt.

7.4
Verbande der Werbeindustrie

Die Werbeverbéande vertreten die Interessen ihrer Mitglieder. Beim Zentralver-
band der deutschen Werbeindustrie handelt es sich um einen Dachverband, in
dem die Einzelverbdnde der Werbetreibenden (z. B. der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI), der Bundesverband deutscher Banken, etc.), der
Werbungsdurchfilhrenden und Werbemittelhersteller (z. B. der Arbeitsge-
meinschaft ARD-Werbung, Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger), der
Werbeagenturen sowie der Werbeberufe und Marktforschung. Dies Interes-
sen, die der ZAW zu vertreten hat sind zwar vielfaltig, vereinen aber die an
Werbung kommerziell interessierten Gruppen. Der Deutsche Werberat, der
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sich aus dem ZAW-Prasidium rekrutiert, ist zwar ein inhaltlich vom ZAW un-
abhangiges Gremium, vertritt aber dessen Interessen. Organisatorisch wird
dies erreicht, indem die verschiedenen Interessengruppen gleichmaliig im
Werberat vertreten sind. Die Einrichtung des Deutschen Werberates féllt histo-
risch mit der Diskussion um verscharfte Werbeeinschrankungen Ende der
Sechziger und Anfang der Siebziger Jahre zusammen. Insofern legt auch die
Entstehungsgeschichte nahe, dal? diese Form der Selbstregulierung staatlicher
Regulierung vorgreifen sollte.

Hypothese 9: Der Deutsche Werberat vertritt in seiner Arbeit die Interessen
des Zentralverbandes der deutschen Werbeindustrie. Diese beste-
hen in erster Linie darin, staatliche Regulierung zu verhindern.
Selbstregulierung ist eine wirksame Strategie gegen staatliche
Eingriffe.

Dies bestétigt sich auch und gerade im Hinblick auf den Kinder- und Jugend-
schutz: In einer Broschiire des Deutschen Werberates wird in einem geschicht-
lichen Abrif3 geschildert, dal? 1973 u. a. der SPD-Bundestagsabgeordnete Dr.
Peter Glotz in einer Anfrage an die Bundesregierung Auskunft dartber ver-
langte, ""welche Mdglichkeiten sie sehe, "Werbeagitation' mit Kindern zu un-
terbinden."'(ZAW 1997, 20). Noch im selben Jahr vertffentlichte der Werberat
die "Verhaltensregeln mit und vor Kindern in Werbefunk und Werbefernse-
hen™.

Die Spruchpraxis des Deutschen Werberats offenbart, dal der Werberat nur in
wenigen Ausnahmeféllen selbst initiativ wird. Im wesentlichen verfolgt er die
Beschwerden von Blrgern (ca. drei Viertel der Beschwerden) und gesellschaft-
lichen Gruppen (ca. ein Viertel von kirchlichen Gruppen, Gewerkschaften,
Frauenorganisationen etc.).

Der Deutsche Werberat konzentriert sich damit auf die auffalligen Werbe-
mafinahmen. Er betreibt nicht von sich aus eine systematische Kontrolle, son-
dern beschrankt sich auf eine "*Nachsorge' der Félle, bei denen sich Birger
beschweren.
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Der Grundung des Deutschen Werberates ging eine Resolution des Europarates am 18. Februar 1972
voraus. Die Mitgliedsstaaten sollten freiwillige Ansétze der Werbeindustrie unterstiitzen, um irrefiihrende
Werbung zu bekdmpfen. Siehe dazu ZAW 1997, 19.
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Hypothese 10: Der Deutsche Werberat hat kein originédres Interesse an der
Einhaltung der Regeln, sondern ein Interesse, ein positives Er-
scheinungsbild der Werbeindustrie in der Offentlichkeit zu vermit-
tein.

Das entspricht dem rationalen Kalkil des Verbandes. Dieser wird von seinen
Mitgliedern schlie3lich nicht unterhalten, damit er sich als Regulierungsinstanz
profiliert, sondern um als interessenvertretendes Organ seiner Mitglieder Lob-
bying zu betreiben. Die Mitglieder sind folglich gerade so weit bereit, ver-
bandliche Regulierung mitzutragen, wie es dazu dient, hartere staatliche Ein-
griffe abzuwehren. Originar freiwillige Beitrage, die den Kinder- und Jugend-
schutz in der Werbung substantiell verbessern, dirfen nicht erwartet werden.

7.5
Verbraucher- und Kinderschutzverbande

Die Verbraucher- und Kinderschutzverbdnde Ubernehmen in der zivilrechtli-
chen Konstellation des UWG Uber die Verbandsklage die Mdglichkeit, die
Rolle des Anwaltes fur den Kinder- und Jugendschutz wahrzunehmen. Dies ist
insofern von Bedeutung als die Verbande keinesfalls im direkten Interesse der
Kinder auftreten — bestenfalls im Interesse der Eltern. Durch das UWG werden
sie jedoch fir das staatlich formulierte Ziel des Kinder- und Jugendschutzes
instrumentalisiert: Nur wenn sich keine Interessenvertretung formiert, unter-
bleibt auch eine Zielerreichung. Der Staat wird von sich aus nicht aktiv. Dies ist
insoweit unbedenklich, als Ziele tangiert sein kdnnen, die der Staat zwar als
forderlich fur das Gemeinwesen anerkennt, aber nicht fur zwingend hélt. Sind
jedoch Grundrechte von Gruppen betroffen, von denen selbst nicht erwartet
werden kann, dal? sie aktiv werden, ist diese Form der Zielverfolgung zumin-
dest problematisch. Zumal fir die Medien- und Werbeerzieﬂmg konzediert
wird, dal3 der Einfluf? der Eltern ,,eher gering einzustufen ist.

Hypothese 11: Die finanzielle wie auch personelle Ausstattung der Verbrau-
cher- bzw. Kinderschutzverbdnde reicht nicht aus, um ausrei-
chend Versté3e gegen den Kinder- und Jugendschutz in der
Werbung gerichtlich oder durch den Werberat ahnden zu lassen.

Um die Kinderschutzorganisationen in der Rolle der Anwaélte zu einem wir-
kungsvollen Instrument zu machen, muf3 ein institutioneller Mechanismus
gefunden werden, der ihnen ausreichend Anreiz gibt, VerstolRe zu verfolgen.
Aufgrund ihrer auf Mitgliedsbeitrdgen und Spenden beruhenden Finanzierung
koénnen die Kinderschutzverbande nur dann ein gerichtliches Vorgehen riskie-
ren, wenn die VerstdRe relativ eindeutig ausfallen. Andernfalls werden nicht

28

Siehe Hoffmann-Riem/Engels 1996, 82.
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nur unnotig Personalressourcen gebunden, sondern es kommen mdglicher-
weise finanzielle Belastungen fir Rechtsbeistdnde und Gerichtsverfahren auf
den Verband zu.

Die Verbandsvertreter haben in der Befragung zudem darauf hingewiesen,
daR die Spruchpraxis des Deutschen Werberates nicht mehr ausgewertet wer-
de, da er sich kaum mit Fallen befasse, die seine Regeln zum Schutz von Kin-
dern betreffe. Aber auch in der Prioritadtenskala der Kinderschutzorganisatio-
nen spiele die Werbung gegenuber anderen Problemen eine immer geringere
Rolle. Diese seien zwar immer noch der Auffassung, daf Kinder vor schéadi-
genden und geféahrdenden Einflissen durch ein wirksames Kontrollsystem zu
bewahren sind, sie wirden jedoch zunehmend, im Gegensatz zu friher, auf
eine starkere Forderung der Werbekompetenz bei Kindern setzen.

Hypothese 12: Die Kinder- und Verbraucherschutzorganisationen sind mit
einer systematischen Uberpriifung von Werbung ebenso (berfor-
dert wie der Deutsche Werberat.

Beabsichtigt man, Kinder- und Verbraucherschutzorganisationen stérker in
die Kontrolle der Werbegrundsatze einzubinden, so ist ihnen institutionell eine
Rolle zuzuweisen, Uber die sie eigene Verbandsziele und -interessen bedienen
kénnen. Wie andere auf Breitenwirkung abzielende Organisationen auch,
missen sie Mitglieder und Spenden akquirieren. Dies ist ihnen dann méglich,
wenn sie durch erkennbar eigene Beitrage eine Verbesserung des Kinder- und
Jugendschutzes erreichen. Nutzt man diese Anreizsituation aus, so lassen sich
die Kinder- und Verbraucherschutzorganisationen fﬂ die staatliche Aufgabe
des Kinder- und Jugendschutzes instrumentalisieren.

8

Politikoptionen fur die Regulierung

Ausgehend von der gegenwartigen Regelungssituation lassen sich die Ansatze
zunéachst nach der Zielerreichung in Ansétze einteilen, die mehr und die weni-
ger Kinder- und Jugendschutz verwirklichen.

29

Der Einsatz von Interessengruppen zur gegenseitigen Kontrolle (tripartism) wird in anderen Zusammenhan-
gen als fruchtbar beschrieben bei Ayres/Braithwaite 1992, 54 ff.
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Abbildung 1: Skalierung der Politikoptionen nach dem Zielerreichungsgrad im
Kinder- und Jugendschutz

z. B. Aufhebung des z. B. Vorabprifung beim
Tabakwerbeverbotes, Werberat, generelles
totale Liberalisierung Kinderwerbeverbot,
— ProzeRfinanzierung fir
gegenwartige Kinderschutzverbande
Regulierung
< >
weniner K1-Sehiitz mehr K1-Schiitz

Die Bestimmung des "‘richtigen' Zielniveaus von Kinder- und Jugendschutz ist
ein politisches Problem und weder mit ékonomischen noch mit juristischen
Mitteln zu l6sen. Aus diesem Grund ist auch als Ergebnis nicht ein *‘richtiges™
institutionelles Arrangement zu konstruieren, das zu einer effizienten Zielerrei-
chung fuhrt, sondern es sind fir verschiedene, qualitativ bestimmte Ziele ent-
sprechende Instrumente der Umsetzung und ihre Folgen darzulegen.
Gleichzeitig ist der Zielkatalog des Gesetzgebers nicht so eindimensional wie
€es nahelegt. Der Gesetzgeber mul} regelméaRlig abwagen zwi-
schen verschiedenen Zielen. So konkurriert der Kinder- und Jugendschutz in
der Werbung mit der Freiheit der Berufsausibung der in der Werbeindustrie
Beschéftigten. Mdglicherweise, wie vom Zentralverband der Werbewirtschaft
oft und plakativ behauptet, konkurriert auch das Ziel, Arheitsplatze zu schaf-
fen und zu bewahren, mit dem Kinder- und Jugendschutz.

Den Befragten wurden flinfzehn Politikoptionen vorgelegt, die sie zu bewer-
ten hatten (siehe [Abbildung 2). Die Optionen sind nicht begrenzt auf be-
stimmte Instrumententypen, sondern umfassen Abgaben, Ordnungs- und
Haftungsrecht sowie freiwillige Ansatze. Sie sind zum Teil direkt mit dem be-
stehenden System verkniipfbar, in das sie sich als ergdnzendes Element einfi-
gen (z.B. schnellere Verfahren vor dem Werberat oder Vorabprifungen des
Werberates), zum Teil bedeuten sie einen gewissen Systemwechsel, der z. B.
beim Strafschadensersatz grolier als bei der ProzeRfinanzierung fur Kinder-
schutzverbande ausfallt.

30

Siehe die Kampagne des ZAW 1998 "‘Werbeverbote vernichten Arbeitsplatze' und die Deklaration der
deutschen Wirtschaft zur Werbefreiheit, Berlin 1999b.
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Abbildung 2: Ausgestaltung der Politikoptionen

Politikopti-

on

Kurzbeschreibung

1 | KzeitVerbot

Ein Instrument im Bereich der Fernsehwerbung waére ein generelles Werbeverbot zu

,.Kinderzeiten*.

2 | Kennz

Weniger eingriffsintensiv ist eine einheitliche Kennzeichnung von Fernsehwerbung
etwa durch einen ,,common trailer*, der eine bestimmte L&nge aufweisen muf. In der
Printmedienwerbung wére eine analoge MalRnahme die deutlichere Kennzeichnung

durch das Wort ,,Anzeige* oder ein Signet, das fir Kinder deutlich erkennbar wére.

3 [ISO

Analog zur Qualitatssicherung (ISO 9000) und zum Oko-Audit (EMAS oder ISO 14000)
kénnte ein ,,Sozialsiegel* eingefuhrt werden. Um dieses zu erwerben, mi3ten Unter-
nehmen sich verpflichten, sich erstens Ziele z.B. beim KIS zu setzen, zweitens deren
Einhaltung Uber geeignete MaRnahmen (KJS-Beauftragter, Arbeitsgruppen zum KJs,...)
im Unternehmen umzusetzen und, drittens, dies regelméfig durch die Unternehmens-
leitung zu Uberprifen. Die Unternehmen, die einen derartigen Prozel3 bei sich in Gang

setzten, kdnnen ein entsprechendes Emblem auf ihrem Briefkopf fihren.

4 | ProzFin

In Fallen, in denen anerkannte Verbande des KJS in gutem Glauben und auf der Basis
verniinftiger Erfolgsaussichten ein Verfahren gegen Unternehmen anstrengen, die
gegen Werberichtlinien zum KJS verstoBen, kénnte der Staat die Verfahrenskosten
Ubernehmen. Das wiirde den Verbanden einen groBeren Anreiz geben, Regelverstolie

zu identifizieren.

5 | StrafSchErs

Es lieBe sich gesetzlich ein gerichtlicher Strafschadensersatz einfiihren, der den Anreiz
fir Verbande des KIS erhéhen wirde zu klagen, wenn sie eine Erfolgsaussicht sehen.
Gleichzeitig wirden Unternehmen, die auf WerbeverstoRe setzen, ein hoheres Risiko

eingehen.

6 | WRatErw

Der Werberat ist ein Selbstkontrollorgan der Werbewirtschaft. Er kbnnte erganzt bzw.
erweitert werden, indem die Gruppen direkt einbezogen werden, deren Interessen
durch Werbung regelmaRig beriihrt werden (Kirchen, KJS-Verbénde, Frauenorganisa-

tionen, etc.).

7 | PromiVerb

Kinder und Jugendliche haben zu bestimmten Personen ein besonderes Vertrauensver-
héltnis (Eltern, Lehrer, etc.). Zu diesem Personenkreis werden auch Moderatoren und

Sportler gezahlt.

8 | Schnell

Das Verfahren des Werberats nimmt einige Zeit in Anspruch und interveniert relativ zur

Dauer von Kampagnen spat.

9 | WRatAbsch

In vielen L&ndern wird spannendere Werbung gemacht. Auflerdem kdnnte man der
Auffassung sein, daR der Werberat eher wenig in der Offentlichkeit auffallt. Deshalb

kénnte der Deutsche Werberat abgeschafft werden.

Vorab

In anderen Landern (z. B. England) ibernehmen die verbandlichen Organe der Werbe-
selbstkontrolle auch Vorabbeurteilungen. Dies schliel3t zwar eine spatere Ruge nicht

aus, senkt aber die Wahrscheinlichkeit der Beanstandung zu einem spéteren Zeitpunkt.

1 | Tabak

Denkbar ist auch eine Aufhebung des Tabakwerbeverbotes in Jugendzeitschriften -

auch wenn das politisch vielleicht z. Zt. unvorstellbar erscheint.
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1 | TotlLib Der Kinder- und Jugendschutz wird nicht nur aus der Arbeit des Werberats ausgekop-
2 pelt, sondern es werden auch alle Werbeverbote aufgehoben sowie eine ausdruckliche

Ausnahme des Kinder- und Jugendschutzes aus dem UWG vorgesehen.

1 | StaatWRat | Der Werberat wird abgeschafft. Statt dessen wird eine Werbekontrollbehérde einge-
3 richtet, die u. a. den Kinder- und Jugendschutz in der Werbung als Aufgabengebiet
zugewiesen bekommt und nach &hnlichen MaRstdben und mit ahnlichen Verfahren

wie der Werberat bearbeitet.

1 | Zensur Die Werbekontrollbehtrde wird mit weitreichenden Befugnissen ausgestattet. Dazu
4 kénnte eine staatliche Vorabpriifung von Werbung und eine Zensur zahlen.

1 | "'Steuer” Alle bisherigen Regelungen werden aufgehoben und jeder staatliche Regulierungsan-
5 spruch aufgegeben. Gleichzeitig wird eine Steuer auf kinderrelevante Werbung erho-

ben, deren Mittel fur die Entwicklung geeigneter MaRnahmen zur Erh6hung von

Werbekompetenz bei Kindern und Jugendlichen verwendet werden.

Am umfangreichsten ist die Gruppe der ordnungsrechtlichen Auflagen. In
diese Gruppe fallen das Verbot der Werbung zu *"Kinderzeiten™, die erweiter-
te Kennzeichnungspflicht von Werbung, die staatliche Zensur und der staatli-
che Werberat, sowie das Verbot der Kinderwerbung durch Prominente.

Als abgabenrechtliche Instrumente wurde eine Finanzierungsabgabe vorge-
legt, die der Einfachheit halber als **Steuer’ bezeichnet wird. Diese héatte die
Funktion, zweckgebundene Mittel fur die Unterstitzung von Werbekompe-
tenz bei Kindern bereitzustellen.

Im Rahmen des Haftungsrechts ist wegen der auRerordentlich komplizierten,
wenn nicht unmdoglich zu rekonstruierenden Kausalitatsbeziehungen eine di-
rekte Zurechenbarkeit nicht zu leisten. Um dennoch das Schadensniveau zu
senken, ware es moglich, eine Regelung analog zum Strafschadensersatz in
den USA einzufihren.

Als freiwillige Ansatze zéhlen die Beschleunigung des Verfahrens vor dem
Werberat, eine Vorabbeurteilung der Werbekampagne durch den Werberat,
sowie eine Erweiterung des Werberats etwa um Vertreter von Kinderschut-
zorganisationen. Ebenfalls freiwillig wére es, wenn der Werberat sich selbst
abschaffen wirde.

Unabhangig vom Werberat ware die Einflhrung eines Gutesiegels, mit dem
analog zu den bestehenden ISO-Normen zu Qualitats- und Umweltmanage-
ment auch ein Sozialsiegel eingefihrt I:/:(erden kobnnte, das auch Werbung vor
und mit Kindern zum Gegenstand hat.

31

Siehe dazu Bizer/Dopfer/Peter 1999, 31.
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8.1
Wirkungen der Politikoptionen auf die Anreizsituationen der Akteure

Die folgende Betrachtung konzentriert sich auf einen Teil der oben dargestell-
ten Politikoptionen. Diese sind zunachst danach ausgewahlt, ob sie eine Ver-
besserung des Kinder- und Jugendschutzes versprechen. Wie bereits ausge-
fuhrt, ist die Zieldiskussion eine der hier vorgenommenen Betrachtung vorge-
lagerte Stufe, die nur politisch entschieden werden kann. Zur Zeit deuten viele
Anzeichen darauf hin, dal eher eine Verscharfung des Kinder- und Jugend-
schutzes als eine Lockerung angestrebt ist. Es sei an dieser Stelle jedoch noch
einmal betont, dal3 eine Lockerung ebenfalls diskutiert werden kénnte.

Des weiteren sind einige der Politikoptionen zwar grundséatzlich geeignet, den
Kinder- und Jugendschutz zu verbessern, sie gehen jedoch mit erheblichen
Kosten der Umsetzung einher, d. h. sie erscheinen nur bedingt praktikabel.

81.1
Kennzeichnungspflicht

Eine Kennzeicl'tjngspflicht besteht auch schon in der gegenwartigen Regulie-
rungssituation.> Allerdings mangelt es an einer konsequenten Umsetzung der
Regeln. So gilt fir Anzeigen in Druckschriften, dal? ihr Anzeigencharakter fiir

32

Die Politikoptionen, die wegen einer erwarteten Lockerung des Kinder- und Jugendschutzes ausscheiden,
sind die Totalliberalisierung, die Aufhebung des Tabakwerbeverbotes nach § 22 LMBG und die Abschaffung
des Deutschen Werberates. Im Gegensatz zu den oben genannten Politikoptionen ist eine Abschaffung des
Werberats nicht durch den Staat mdglich. Der Deutsche Werberat kann lediglich durch den Zentralverband
der deutschen Werbewirtschaft (ZAW) aufgel6st werden. Die Option ist in erster Linie deswegen interes-
sant, weil sie verdeutlicht, welche Funktion bisher der Deutsche Werberat erfillt. Die Abschaffung wirden
die bisher wirksamen Anreize, sich an das Regelwerk des Deutschen Werberats zu halten, entfallen wirden.
Werbetreibende und Agenturen waren nicht mehr dem Risiko ausgesetzt, daf ihre Kampagne gerugt und
infolgedessen von den Medien nicht mehr akzeptiert wird. FUr die Agenturen wirden dadurch erhebliche

Freiheitsgrade entstehen.

33

Zu diesen Optionen z&hlt der staatliche Werberat mit einer Werbekontrollbehérde, die wahlweise sogar mit
einem Vorabprifungs- und Zulassungsrecht ausgestattet wird. Diese Optionen wirden die Neuschaffung
einer eigenen Behorde bedeuten. Ebenfalls nur bedingt praktikabel ist ein Verbot der Werbung zu Kinder-
zeiten, da es zu Ausweichreaktionen kame, die nur durch ein allumfassendes Kinderwerbeverbot einge-
schrankt werden konnten. Dies wirde jedoch zu weit fuhren: Kinder sollen nicht vor Werbung geschuitzt

werden, sondern nur vor der miBbrauchlichen Verwendung. Siehe Abschnitt 2.

34

ZAW 1997, 107: ""ZAW-Richtlinie fUr redaktionell gestaltete Anzeigen, Fassung vom Oktober 1980".
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den flichtigen Durchschnittsleser erkennbar sein mufi. Bestehen Zweifel an
der Kenntlichkeit, so ist die Gestaltung, Anordnung bzw. der Text entspre-
chend zu andern. Es wird ausdriicklich darauf verwiesen, dal3 "'[a]n die Auf-
merksamkeit des Lesers, seine Erfahrung und Sachkunde [...] ein Durch-
schnittsmalstab anzulegen [ist]"".

Fur die Gestalter von WerbemaRnahmen in Printmedien sind diese MaR3stdbe
allein nicht hinreichend konkret. Die Gestaltung von Werbung in Kinderzeit-
schriften offenbart, dal? von einer klaren Trennung von Werbung und redak-
tionellem Inhalt nicht die Rede sein kann (vgl. Becker 1999). Im Bereich der
Printmedien kommt es deswegen eher auf eine striktere Kontrolle der beste-
henden Regeln an als auf die Neufassung der Regeln. Fir den Deutschen
Werberat reichen die bisher[jﬂen Anreize nicht aus, konsequent die Einhaltung
der Regeln zu kontrollieren.

Fur den Horfunk und das Fernsehen sollte eine zumindest in bestimmte
Strukturmerkmalen einheitliche Kennzeichnung von Werbebl&cken erfolgen.
Dies wirde es insbesondere der jingeren Altersgruppe ermdéglichen, besser
zwischen redaktionellem Inhalt und Werbung zu unterscheiden. Zuséatzlich
waére es auch sinnvoll eine inhaltliche Kennzeichnung vorzunehmen, etwa
indem ein ""Werbeinformationsspot'_ausgestrahlt wird, der kindgerecht auf
die Funktion von Werbung hinweist.l;I Diese Form der Kennzeichnung wirde
die Werbekompetenz der Kinder erhdhen.

Sie hatte allerdings Folgen fur die Sender, die Werbung ausstrahlen, denn
diese muRten unter Beibehaltung der bisherigen Restriktionen von Werbezei-
ten eine EinbuRe von Werbeeinahmen hinnehmen.> Gleichzeitig dirfte ein

35

ZAW 1997, 108, Ziffer 4 der Richtlinie.

36

Um die Anreize fur den Deutschen Werberat zu verstarken muf} ergénzend auf andere Politikoptionen
zurlickgegriffen werden. Zu diesen kdnnte die Erweiterung des Werberates um andere gesellschaftliche
gehoren. Sollte dies nicht ausreichend und nicht zu verwirklichen sein, wére eine Ubernahme der Kenn-
zeichnungspflicht in geltendes Recht zu erwégen, die zusétzlich mit einem Strafschadensersatz bewehrt

wird.

37

Siehe dazu Hoffmann-Riem/Engels/Schulz 1995, 432 f.
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Siehe ausfiihrlich dazu Hoffmann-Riem/Engels/Schulz 1995, 434 f.
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Diese Einbuf’en missen nicht mit einer vollstandigen Kompensation der Werbezeiten einhergehen, wie dies
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Anreiz gegeben werden, sich der Ausstrahlung zu entziehen. Dies kdnnte
durch Umgestaltung der Sendungen geschehen, so dal} als Zielgruppe nicht
mehr eindeutig bestimmte Altersgruppen angesprochen werden. Die Sender
konnten aber auch versuchen, Uber eine bloRe Umetikettierung von Sendun-
gen (von der ""Kindersendung" zur ""Familiensendung’’) auszuweichen.

812
Sozialsiegel Kinder- und Jugendschutz

Das Sozialsiegel ""Kinder- und Jugendschutz' wiirde ahnlich wie andere Zei-
chen und Embleme auf freiwilliger Basis an die Unternehmen verliehen, die
sich der Einhaltung bestimmter Standards verpflichten, die Einhaltung organi-
satorisch absichern und sich regelmaRiger Prifung durch unabhangige Gut-
achter unterziehen.

Das Sozialsiegel hatte die Funktion, nach auf3en hin zu zeigen, dal? der Kinder-
und Jugendschutz ein wichtiges Thema fur den Hersteller ist. Die Ausgestal-
tung konnte berlcksichtigen, daf3 nicht nur Hersteller, sondern auch Agentu-
ren sich fur das Siegel bewerben kénnen.

Das Sozialsiegel ware nur fur die Unternehmen interessant, die eine gute Re-
putation verkaufsfordernd einsetzen kénnen. Insofern wére es auch im Inter-
esse dieser Unternehmen, die Durchfiihrung, Vergabe und Kontrolle streng zu
handhaben. Denn nur bei strikter Einhaltung der Vorgaben hatte das Siegel
eine reputationsteigernde Wirkung. Trittbrettfahrer wirden den guten Ruf
einer solchen Institution schnell ruinieren.

Das Sozialsiegel konnte informatorische Hemmnisse beseitigen helfen, indem
es innerhalb der Hersteller und Agenturen zu organisatorischen Vorkehrungen
kommt, die den Kinder- und Jugenschutz in der Werbung berucksichtigen.
Allerdings wurden informatorische Hindernisse nicht als zentrales Hemmnis
der Zielberlcksichtigung festgestellt. VersttRe lassen sich eher auf ein ratio-
nales Kalkul zurtickfihren. Deshalb ist es fraglich, ob Instrumente wie das
Sozialsiegel eine wirkliche Verbesserung bedeuten. Es scheint mit dem auf
Aufmerksamkeit und damit potentiell auf Tabubruch angelegten Selbstbild
zumindest der Agenturen nicht vertraglich zu sein.

813
Prozel3finanzierung

Far die Option Prozel¥finanzierung gilt, dal die Kinder- und Jugendschutzver-
bénde nicht mehr das finanzielle Prozefrisiko tragen missen, wenn sie ge-
richtlich gegen VerstdRe vorgehen und im Verfahren unterliegen. Damit ent-

Hoffmann-Riem/Engels/Schulz 1995, 434 vorschlagen, weil mit der Verknappung von Werbezeit durch die

Werbeinformationsspots bei normalen Nachfragefunktionen auch Preissteigerungen einhergehen.
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fallt ein wesentliches Hindernis fir eine bessere VerstoRkontrolle der Wer-
bung. Der Mangel an systematischer Kontrolle wirde verringert, indem eine
gesellschaftliche Gruppe eingebunden wird, die ohnehin ein starkes Interesse
daran hat, die Regeleinhaltung zu beobachten und zu begleiten, diese Aufga-
be aus finanziellen Grinden jedoch nicht wahrnehmen kann. Eine Prozeffi-
nanzierung bedeutet jedoch nicht, dal} alle finanziellen Lasten der Kontroll-
aufgabe Ubernommen werden. Das soll verhindern, dal? Kinderschutzorgani-
sationen nicht im UbermaR gegen Werbung vorgehen. Wirden namlich alle
Kosten staatlicherseits Gbernommen, bestiinde theoretisch die Gefahr, dal
eine ProzeRlawine ausgeldst wirde. Fur die potentielle Gegenseite der Verfah-
ren, die Hersteller von Produkten und ihren Werbeagenturen steigt die Wahr-
scheinlichkeit der Entdeckung von Verstof3en.

Das Gerichtsverfahren nach dem UWG bildet im Kinder- und Jugendschutz in
der Werbung bisher die Ausnahme. Die Ursache daflr liegt mdglicherweise
nicht nur darin, daR die Kinderschutzorganisationen das ProzeRrisiko nicht
tragen kdnnen, sondern auch darin, da auch vor den Zivilgerichten die Ver-
fahrensdauer unverhéltnismagig lang im Vergleich zur Kampagnendauer der
Werbung ist. In vielen Féllen wird eine Kampagne vortber sein bevor ein ge-
richtlicher Beschlul3 erwirkt werden kann. Da diese dann lediglich unter An-
drohung eines Ordnungsgeldes die Auflage enthalten, die Werbung einzu-
stellen, hat das Verfahren lediglich eine Offentlichkeitswirksamkeit, entfaltet
aber keine originare Wirkung auf den Streitgegenstand.

814
Strafschadensersa t);l

Diese Gefahr besteht bei der Option des Strafschadensersatz nicht. Bei Verfah-
ren, in denen auf Stafschadensersatz geklagt wird, mu3 der Beklagte eine
Strafzahlung in Héhe der gesamten wirtschaftlichen Vorteile, die er durch den
Verstol3 erlangt hat, befiirchten. Der Strafschadensersatz ist ein aus den USA
stammendes Instrument, das der bundesdeutschen Rechtsordnung bisher un-
bekannt geblieben ist. Er ist eine Form der Vorteilsabschdpfung. Da die Straf-
schadenssumme an den Klager ausgezahlt wird, besteht fur diesen ein Anreiz
zu klagen. Voraussetzung ist, dal3 er zu den Geschéadigten zahlt. Fur die Ver-
ursacher entfallt hingegen die Mdglichkeit, durch den zeitlichen Zuschnitt der
Werbekampagne Kosten zu umgehen: Sie werden in der vollen Héhe ihres
Vorteiles zur Verantwortung gezogen.

40

Fur eine interessante 6konomische Analyse von punitive damages siehe Daughety/Reinganum 1997. Sie
zeigen, daR Strafschadensersatz und Wettbewerb unter bestimmten Bedingungen komplementér sein
kénnen. Fur den Kinder- und Jugendschutz in der Werbung durften diese Bedingungen jedoch kaum zu-

treffen.
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Im Gegensatz zu dem Vorteil, den ein Hersteller aus einer irreflihrenden Wer-
bung erzielt, ist der Schaden, der an den Werbeadressaten entsteht, nur be-
dingt mel3bar. Er besteht in zumindest zwei Komponenten. Die erste Kompo-
nente bericksichtigt, dal? Kinder und Jugendliche aufgrund einer aggressiven
(direkter Kaufappell) oder einer irreflihrenden Werbung zu einem Kauf verlei-
tet werden, den sie bei einer den Regeln entsprechenden Werbung nicht ge-
tatigt hatten. Die zweite Komponente beruht auf dem Vertrauensschutz, den
Kinder als Konsumenten beanspruchen kénnen. Werden Kinder durch Wer-
bung irregefihrt, so erleiden sie einen Vertrauensverlust, der iber das gekauf-
te Gut hinausgehen kann.

Die Bemessung des Strafschadensersatzes orientiert sich deshalb am Vorteil,
den ein Hersteller mit einer Werbemalinahme erzielt.* Dieser entspricht in
erster Naherung der Steigerungen von Erldsen nach den Werbemalinahmen.

815
Werberaterweiterung

Wie die Abschaffung des Deutschen Werberats so wére auch eine Erweite-
rung um Interessenvertreter aus Kinder- und Jugendschutzorganisationen,
Kirchen oder anderen gesellschaftlichen Gruppen eine freiwillige MaBnahme
der Industrie. Der Werberat wiurde sich dadurch deutlich verdndern, denn bis-
her sind lediglich Vertreter der Werbeagenturen, der Medien und der Werbe-
treibenden berlcksichtigt. Es handelt sich folglich um ein verbandsinternes
Gremium.

Eine Werberaterweiterung wirde mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit dazu
fuhren, dal? eine umfassendere Prifung von Werbung als bisher vorgenom-
men wirde. Dazu kénnte es schon dadurch kommen, daRR die Schwelle fir
Interessenverteter von Kinderschutzorganisationen tétig zu werden, deutlich
geringer liegen durfte als dies bei Vertretern der Werbewirtschaft der Fall ist.
Bisher ist die Anreizschwelle fir den Deutschen Werberat, von sich aus tétig
zu werden zu hoch, um eine effektive Kontrolle vorzunehmen. Diese Schwelle
wirde durch andere gesellschaftliche Gruppen erheblich gesenkt werden. Fur
die in der ZAW vertetenen Verbénde - und damit ihrer Mitgliedsunternehmen
- wirde dies eine konsequentere Ahndung von VerstéRen bedeuten kdnnen.
Dies kénnte den Zusammenhalt des Verbandes und damit die interne Akzep-
tanz des Deutschen Werberats gefahrden. Gleichzeitig wirde aber die externe
Akzeptanz des Deutschen Werberates deutlich zunehmen.

i

Siehe z. B. Eisenhart 1996, 523 ff, der fur den Fall eines BMW-Kunden in den USA, der ein fehlerhaftes

Fahrzeug ausgeliefert bekam, die Bemessung des Vorteils durch die zustéandigen Gerichte diskutiert.
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8.1.6
Verbot der Prominentenwerbung

In den Richtlinien des Deutschen Werberates fur die Werbung mit und vor
Kindern ist ausgefihrt, dafl Werbungen ""nicht das besondere Vertrauen, das
Kinder bestimmten Personen entgegenzubringen pflegen, miBbrauchlich aus-
nutzen" (ZAW 1997, 98). Dieser Vertrauensschutz wird allgemein so interpre-
tiert, dal3 Lehrer, Kindergartner etc. nicht fur Werbezwecke verwendet wer-
den durfen.

Das Verbot der Prominentenwerbung erweitert diese Regelung auf prominen-
te Personen. Diese durfen nicht fir Werbezwecke vor und mit Kindern ver-
wendet werden. WerbemaflRnahmen, wie die von Haribo mit Thomas Gott-
schalk, waren damit nicht mehr zuléssig. In der konkreten Ausgestaltung ist
allerdings zu klaren, wo die Grenze zwischen ""prominent™ und "'nicht promi-
nent™ zu ziehen ist. Die Grenze eindeutig zu ziehen, ist durchaus nicht unpro-
blematisch, da die Anreize fur Hersteller und Agenturen grof3 sind, hinrei-
chend bekannte, aber als nicht-prominente Personen eingestufte Personlich-
keiten zu Werbezwecken einzusetzen. Diese Anreizwirkung wirkt sich aber im
Ergebnis als wenig forderlich fur den Kinder- und Jugendschutz aus. In erster
Linie begrenzt sie das Betatigungsfeld von prominenten Personen in der Wer-
bung, die sich an Kinder richtet.

817
Vorabprtifung

Die Vorabpriifung von Werbekampagnen ist in anderen L&ndern durchaus
Ublich. So fordert die Advertising Standards Authority in England dazu auf, in
Zweifelsfragen vorab eine schnelle, kostenlose und vertrauliche Anfrage an
das Committee of Advertising Practice (CAP) zu richten. Dessen Auskunft ist
dann zwar keine rechtsverbindliche Position, zeigt aber die Probleme einer
Kampagne friihzeitig auf und erlaubt es den Agenturen, Alternativen zu ent-
wickeln.

Fur die Agenturen steigt mit einer Vorabprifung zunéchst der Anreiz, pro-
blematische aber wirkungsvolle Kampagnen durch back-up-Versionen abzusi-
chern, so daR3 im Fall einer drohenden Riige auf leicht verénderte Kampagnen
zuriickgegriffen werden kann. Fir den Deutschen Werberat steigt hingegen
die Arbeitsbelastung durch die Vorabprifungen sowie der Bedarf an einer
konsequenten Regelauslegung.

In Deutschland ist die Situation gegenwartig aufgrund der offenen Regelinter-
pretation durch den Deutschen Werberat fur die Anwender undurchschauba-
rer. Diese missen tendenziell beflrchten, dald der Deutsche Werberat sich
eher an der im kritischen Zeitpunkt gedufRerten offentlichen Meinung orien-
tiert als eine konsequente Regelauslegung vorzunehmen.

38



Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

8.1.8
Schnelle Verfahren vor dem Werberat

Bedeutend gunstiger auf die Anreizsituation der Werbetreibenden und Wer-
beagenturen wirkt sich hingegen eine Beschleunigung der Verfahren vor dem
Deutschen Werberat aus. Eine Beschleunigung wirde den Erfolg von kurzfri-
stigen Kampagnen schmalern, wenn diese innerhalb von wenigen Tagen ge-
rigt und dadurch abgesetzt wirden. Auch wenn dadurch nicht der gesamte
Vorteil abgeschopft werden kann, so ist doch zumindest die Schadenswirkung
bei den Werbeadressaten deutlich geringer als beim gegenwartigen Stand.

Fir den Werberat andert sich damit nur die Arbeitsbelastung innerhalb des
Verfahrens. Stellt sich heraus, dal die Verfahrensdauer von den potentiellen
Beschwerdefuhrern als entscheidendes Defizit verstanden wurde, kénnte die
Zahl der Verfahren vor dem Werberat auch ansteigen.

8.1.9
Finanzierungsabgabe zur Steigerung der Werbekompetenz

Die Finanzierungsabgabe ist ein durchaus gebrauchliches Instrument der Poli-
tikgestaltung. Aufgrund verfassungsrechtlicher Restriktionen mussen aber
enge Vorgaben bei der Ausgestaltung eingehalten werden. Die Finanzie-
rungsabgabe wirde an Werbesendungen fir Kinder ankniipfen. Diese waren
durch bestimmte Sendezeiten und bestimmte Inhalte (beim Fernsehen und
Rundfunk) bzw. durch Zielgruppen (bei Kinderzeitschriften) néher zu definie-
ren. Der Abgabesatz wiirde bei Werbesendungen in Hérfunk und Fernsehen
auf Zeiteinheiten bezogen sein, bei anderen Medien auf die Seitenzahl, Groe
und Auflage. Die aus der Abgabe stammenden Mittel wiirden in einen Fonds
eingezahlt und zweckgebunden fiir die Steigerung der Werbekompetenz an
Schulen und Kindergarten eingesetzt. Parallel zur Einfihrung der Abgabe
wirde eine Totalliberalisierung vorgenommen.

Die intendierte Folgen dieser Politikoption ist die Verfligbarkeit ausreichender
Mittel fur kompetenzsteigernde MaRnahmen bei Kindern und nicht die Steue-
rung von VerstoRen. Damit zielt dieses Instrument nicht auf eine Verhaltens-
steuerung bei Medien, Herstellern und Werbeagenturen, sondern geht davon
aus, dal} durch eine Kompetenzsteigerung bei Kindern und Jugendlichen das
eigentliche Ziel, die Entfaltung der kindlichen und jugendlichen Persdnlichkeit,
unter Umstanden kostengiinstiger erreicht werden kann.

Um die zweckgebundenen Mittel zu verausgaben, mufite Uber eine Antrag-
stellung und Auftragsvergabe gesichert sein, dal? nur zielbezogene Mal3nah-
men gefordert werden. Uberdies wire eine regelméaRige Erfolgskontrolle er-
forderlich.

Abgabepflichten bewirken in den Abgabedestinataren immer eine Tendenz
zum Ausweichen: sie versuchen entweder sachlich, rAumlich oder zeitlich der
Abgabepflicht zu entgehen. Die Ausweichmdglichkeiten bestehen hauptséch-
lich darin, Werbung so zu gestalten, daf3 sie nicht mehr unter die Abgabe féllt,
dennoch aber die eigentlich Zielgruppe "Kinder' oder **Jugendliche™ erreicht.
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Bei Printmedien ist auch denkbar, dal? auf Beilagen ausgewichen wird. Diesen
Ausweichmdglichkeiten wére durch eine geeignete Ausgestaltung der Abgabe
Zu begegnen.

8.2
Optionsbeurteilung durch die Akteure

Geht man davon aus, dal} die zwei gegeneinander abzuwagende Ziele "'Kin-
der- und Jugendschutz' sowie *‘Freiheitsgrade fir die professionellen Akteu-
re" flur den Gesetzgeber im Vordergrund stehen, lassen sich die Politikoptio-
nen danach ordnen, mit welchen Zielbeitrdgen und -verlusten die Akteure in
Werbeagenturen und bei den Herstellern von Produkten gegentber der ge-
genwartigen Regulierung rechnen.

Es ware zu erwarten gewesen, dal} die Befragten sich auf strategische Ant-
worten konzentrieren. Die Auswertung zeigte jedoch, dal die Strategien der
Akteure zumindest heterogen sind, wenn sie nicht sogar ganzlich auf strategi-
sche Antworten verzichteten. Eine eindeutige Tendenz in Richtung "‘weniger
Kinder- und Jugendschutz", das wére sehr offensichtlich, oder in Richtung
"mehr Kinder- und Jugendschutz, aber mehr unternehmerische Freiheit", das
ware schon differenzierter, war nicht zu erkennen. Die Antworten kreisten
vielmehr um die offene Frage, mit welcher Instrumentierung ohne zu grofR3e
EinbufRen fir die unternehmerische Freiheit am meisten fir den Kinder- und
Jugendschutz erreicht werden kann.

Die Befragten wurden darum gebeten, jeweils die Wirksamkeit auf den Kin-
der- und Jugendschutz und die Auswirkung auf die unternehmerische Freiheit
der Branche jeweils gegeniiber der heutigen Regelung auf einer Skala von -3
(starke Verschlechterung) tber O (keine Auswirkung) bis 3 (starke Verbesse-
rung) zu beurteilen.

Die aggregierten Ergebnisse der Beurteilungen werden in dargestellt.
Belastbare Aussagen sind aufgrund der geringen Zahl der Befragten nicht
madglich. Dies wird auch durch die in den Tabellen mit ausgewiesenen, sehr
hohen Standardabweichungen der Mittelwerte deutlich.
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Option | Bezeichnung | Freiheit Standard- KJS Standard- Akzeptanz [Standardabwei-
abweichung abweichung chung

0 Aktuell 0 0 0 0

1 KzeitVerbot -1,92 1,04 0,62 1,04 0,12 0,30
2 Kennz -0,31 0,85 0,31 0,63 0,19 0,38
3 ISO -0,54 0,97 0,31 0,63 0,31 0,48
4 ProzFin -0,85 1,21 1,31 1,32 0,46 0,52
5 StrafSchErs -0,92 0,86 1,15 1,07 0,27 0,44
6 WRatErw -1,08 0,95 0,69 0,95 0,23 0,44
7 PromiVerb -1,77 1,01 0,23 0,60 0,04 0,14
8 Schnell -0,62 1,50 1,77 1,09 0,85 0,38
9 WRatAbsch 1,00 1,00 -1,08 0,86 0,04 0,14
10 Vorab -0,69 1,03 1,00 1,00 0,54 0,52
11 Tabak 2,08 1,19 -1,85 1,21 0,00 0,00
12 TotLib 2,08 1,04 -2,46 0,88 0,00 0,00
13 StaatWRat -1,33 1,23 0,25 0,62 0,08 0,29
14 Zensur -2,62 0,87 0,69 0,85 0,00 0,00
15 Steuer 0,42 1,73 -0,42 1,08 0,08 0,28

Waéhrend die Kriterien "Freiheit™ und ""KJS'" auf einer Skala von -3 bis
wurden, wurde bei Akzeptanz lediglich ja/nein gefragt. Die angegebenen Werte kon-
nen sich folglich nur zwischen 0 = alle nein und 1 = alle ja bewegen.
Quelle: Schnier 1999, 14

+3 bewertet

41



Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

Abbildung 3: Optionsbeurteilung durch alle Befragten
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Quelle: Schnier 1999, 16

Die Ergebnisse weisen jedoch daraufhin, daB alle vorgestellten Optionen inso-
fern als effektiv beurteilt wurden als fiir keine Option sowohl weniger Freiheit
in der Berufsausiibung als auch weniger Kinderschutz prognostiziert wurde. In
Abbildung 3 zeigt sich das daran, daB keine Option im rechten unteren Qua-
dranten von der gegenwartigen Regulierungssituation aus gesehen plaziert
wurde.

Es zeigte sich aber auch, dal} keine der vorgestellten Optionen absolut superi-
or ist, sondern stets die héhere Erreichung des einen Zieles mit einer gleichzei-
tigen Verschlechterung des anderen Zieles einherging. Dies zeigt sich in
E?Wﬂgj daran, daf} keine Option im linken oberen Quadranten (ausge-
hend von der gegenwaértigen Regulierungssituation im Nullpunkt) zu finden
ist.

Interessant ist, dal eine Totalliberalisierung fir ebenso freiheitserweiternd
gehalten wird wie eine Aufhebung des Tabakwerbeverbotes in Jugendzeit-
schrifen, aber zu einem deutlich reduzierten Kinder- und Jugendschutz fiihren
wirde. Dies weist darauf hin, da in der Wahrnehmung der Akteure die pro-
duktbezogenen Werbeverbote eine herausragende Rolle einnehmen.
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Eine Abschaffung des Werberates fuhrt in der Einschatzung der Befragten
ebenso wie eine Finanzierungsabgabe bei gleichzeitiger Liberalisierung zu ei-
ner deutlichen Verschlechterung des Kinder- und Jugendschutzes. Eine Erwei-
terung des Werberats dominiert zwar die Optionen Werbeverbot zu Kinderzei-
ten und staatliche Zensur, verspricht aber im Vergleich zu den Optionen
schnelles Verfahren, Prozel¥finanzierung, Strafschadensersatz und Vorabpri-
fung nur eine geringe Steigerung des Kinderschutzes. Wichtig ist in diesem
Kontext, dal? die Optionen schnelles Verfahren, Prozel¥finanzierung, Straf-
schadensersatz und Vorabprifung fihren bei relativ geringen Freiheitseinbu-
Ren zu relativ groRen Steigerungen des Kinder- und Jugendschutzes in der
Werbung.

Im Vergleich mit dem Kriterium der Akzeptanz (vgl. , zweite Spalte
von rechts) erfahrt das schnellere Verfahren mit 0,85 die deutlichste Akzep-
tanz. Vorabentscheidungen mit 0,54 und ProzeRfinanzierung mit 0,46 erhal-
ten ebenfalls eine relativ deutliche Zustimmung. Das Sozialsiegel (0,31) sowie
der Strafschadensersatz (0,27) folgen mit relativ deutlichem Abstand.
SchlieBlich ist ein zentrales Ergebnis, dal} die Befragten keine der Optionen flr
akzeptabel hielten, die mit einer Verschlechterung des Kinder- und Jugend-
schutzes einherging. Eine Abschaffung des Tabakwerbeverbotes war ebenso
inakzeptabel (0,0) wie die Totalliberalisierung.

9

Ergebnis und SchluRfolgerungen

Die Zieldiskussion des Kinder- und Jugendschutzes ist auf politischer Ebene zu
fuhren. Abhéangig davon, welches Zielniveau politisch bestimmt wird, sind
geeignete Instrumente fur die Umsetzung zu schaffen. Aus den moglichen
Instrumenten sind diejenigen auszuwahlen, die bei gleicher Zielerreichung
weniger Eingriffe in die unternehmerische Tatigkeit implizieren.

Das gegebene Arrangement aus freiwilliger verbandlicher und staatlicher Re-
gulierung ist fur den Kinder- und Jugendschutz insgesamt positiv zu bewer-
ten. Es ist gekennzeichnet durch produktspezifische bzw. zielgruppenspezifi-
sche staatliche Werbeverbote sowie die verbandliche regelgebundene Selbst-
kontrolle mit der Mdglichkeit, gertigte Werbemalinahmen zu unterbinden.
Diese wird ergénzt durch das Instrument der wettbewerbsrechtlichen Ver-
bandsklage, Uber die eine Rechtskontrolle stattfindet. Trotz einiger gravieren-
der Defizite, die sich z.B. daran zeigen, dal3 in Kinderzeitschriften in der Vor-
weihnachtszeit die Anzahl der Verstofie von 11-17 % auf 38 % ansteigt, hat
sich das in Deutschland institutionalisierte Verfahren bewéahrt und bietet so-
wohl fur die von Werbung betroffenen gesellschaftlichen Gruppen als auch
fur die professionellen Akteure einen Orientierungs- und Verhaltensrahmen.
Der freiwillige Ansatz bietet den Vorteil, daf3 er nicht auf einem kostentrachti-
gen staatlichen Verfahren ful3t, sondern an die institutionellen Gegebenheiten
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der Akteure angepaldt ist. Allerdings weist der gegebene institutionelle Rah-

men auch Schwachen auf: Gerade die Werbebranche zeichnet sich durch Ta-

buiiberschreitungen aus. Diese mussen zwar wohlkalkuliert sein, um nicht
kontraproduktiv zu wirken, eine intrinsische Motivationslage zugunsten des

Kinder- und Jugendschutzes, ist jedoch nicht festzustellen. Die Beitrdge zum

Kinder- und Jugendschutz beschrénken sich insofern auf die durch politischen

Druck indirekt erzwungenen MafRnahmen. Die Werbeindustrie verfolgt im

Rahmen der Selbstregulierung vor allem das Ziel, staatlicher Regulierung vor-

zubeugen. Das filhrt dazu, daf? vor allem als skandalés empfundene Werbung

sanktioniert wird. Eine konsequente Regeleinhaltung wird jedoch nicht ver-
folgt. Eine Ruckflhrung des staatlichen Regelungsniveaus (z. B. Aufhebung
des Tabakwerbeverbots, etc.) zugunsten freiwilliger verbandlicher Malinah-
men ist deshalb zumindest dann nicht zu empfehlen, wenn das bisherige

Schutzniveau gehalten werden soll.

Soll das Schutzniveau erreicht werden, welches die Regeln des Deutschen

Werberatsinhaltlich beschreiben, so gilt es wesentliche institutionelle Verbes-

serungen des Verfahrens vorzunehmen. Da der Regelkatalog des Deutschen

Werberats zum Kinder- und Jugendschutz tber einen grundsatzlich effektiven

Schutzmechanismus verfiigt, kdnnen bereits zwei relativ einfache institutio-

nelle Anderungen Verbesserungen bewirken:

1. Die Regeleinhaltung wird zwar Uber einen effektiven Mechanismus ver-
bandsintern sanktioniert. Aber RegelverstolRe werden nicht systematisch
entdeckt. Eine Verbesserung der Such- und Beanstandungsverfahren
durch eine Beteiligung der Kinderschutzorganisationen im Werberat wére
denkbar. Dadurch wirde der Suchvorgang innerhalb des Werberats ver-
starkt.

2. Die bisherige Verfahrensdauer ladt dazu ein, mit leicht variierten Kampa-
gnen der Ruge durch den Werberat zu unterlaufen. Deshalb ist es vor-
dringlich, eine zeitliche Straffung des Verfahrens vor dem Deutschen Wer-
berat vorzunehmen. Ein schnelleres Verfahren wird von allen Akteuren
begriit und wiirde zu keinen wesentlichen Einschrankungen fuhren.

Beide Regelungsliicken lassen sich relativ einfach schlieBen und lassen eine

deutlich verbesserte Situation erwarten. Die Anderungen erfordern einen ver-

bandlichen Konsens der Werbewirtschaft. Allerdings wiurde sich an der An-
reizsituation der Akteure nichts Grundsatzliches andern. So verfiigen Kinder-
schutzorganisationen weiterhin nicht Uber die finanziellen und personellen

Ressourcen, VerstdRRe zu entdecken und zu verfolgen.

Strebt man politisch eine konsequente Verfolgung von VerstoRen gegen die

Kinderwerberichtlinie des Deutschen Werberates an, so muissen Instrumente

eingesetzt werden, die auf eine verbesserte wettbewerbsrechtliche Kontrolle

der Regeleinhaltung abzielen. So ware es maoglich, eine staatliche Prozeffi-
nanzierung fir anerkannte Kinderschutzorganisationen einzurichten, so daf}
diese nicht mehr das ProzeRrisiko tragen mussen. Das wurde den Anreiz fur

Kinderschutzorganisationen erhéhen, Verstofle zu entdecken und zu verfol-
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gen. Dieser Anreiz ware noch deutlicher ausgepragt, wenn statt einer Prozel3-
finanzierung eine Strafschadensersatz eingefuhrt wird. Dies hatte den Vorzug,
daR die Unternehmen direkt einen Anreiz erhalten, die Regelungen einzuhal-
ten. Andernfalls missen sie nicht nur die ProzelRkosten, sondern auch eine
Strafschadenssumme zahlen. Flr diese Regelungsoption, die sich nicht ohne
weiteres in das deutsche Deliktsrecht einfiigt, wéare gedanklich zu definieren,
wie der Strafschaden zu bemessen ist.
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10

Zusammenfassung/Summary

Der Kinder- und Jugendschutz in der Werbung ist eine verfassungsrechtliche
Aufgabe des Staates. Die konkrete Zielbestimmung ist durch die Politik vorzu-
nehmen. Die Okonomie kann fiir eine gegebene Zielbestimmung Wirkungs-
analysen auf der Basis eines konkreten Verhaltensmodells beisteuern, die es
erlauben, aus den mdglichen Instrumenten diejenigen auszusuchen, die den
geringsten Aufwand bzw. den geringsten Regulierungseingriff versprechen.
Ausgehend vom gegenwadrtig in den Verhaltensregeln zugrundegelegten
Schutzniveau wird gezeigt, dall die verbandsinternen Verhaltensregeln des
Deutschen Werberates fur Werbung fir Kinder nicht ausreichend tberwacht
werden. Um diese Defizite, z.B. den hohen Anteil der VerstoRRe in Kinderzeit-
schriften zu verringern, bietet es sich an, Kinderschutzorganisationen in die
Kontrolle einzubinden, und das Beanstandungsverfahren deutlich zu be-
schleunigen. Es zeigte sich namlich, dal3 die Werbeagenturen das Verfahren
des Werberates in ihre strategische Planung einbeziehen, indem sie fall-back-
Versionen prasentieren. Wird politisch ein Zielniveau angestrebt, das eine
deutlich weitergehende Umsetzung der Werbegrundsatze verlangt, so emp-
fiehlt es sich, eine staatliche ProzeRfinanzierung fir anerkannte Kinder- und
Jugendschutzverbande zu erwéagen. Denkbar waére es auch, alternativ zur
staatlichen ProzefRfinanzierung einen zivilrechtlichen Strafschadensersatz ein-
zufuhren. Dies wirde die Anreizsituation vor allem der werbenden Unterneh-
men deutlich zugunsten des Kinder- und Jugendschutzes verandern.

Under the German constitution, the protection of children and adolescents in
advertising is considered a duty of the state. The transformation of this gene-
ral goal into a concrete level of protection is a political issue. Support from
economics consists in the behavioural analysis of regulatory effects and can
provide alternative regulatory arrangements from which those with less re-
strictions can be distinguished. It is shown that the current regulatory frame-
work, mainly consisting of self-regulation of the German Advertising Associa-
tion, results in a deficient enforcement. To reduce this deficit child protection
organisations could be included in the voluntary control committee of the
German advertising industry. As advertising agencies use fall-back versions to
avoid Council's demand to withdraw a campaign the Council also should re-
spond more quickly. However, if the political goal consists of complete and
strict enforcement of the existing rules, the incentives of agents should be
changed. Children's organsiations currently lack the means to follow up ad-
vertising. If they receive financial support in filing suites against advertisers,
they could utilize legal action as a means of public recognition while their
financial burden would be reduced. A regulatory alternative would be to allow
for punitive damages. Punitive damages, currently unknown to the German
legal system, would provide an incentive to advertisers to stick to the rules.

46



Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

Literaturliste

Advertising Standard Authority 1999: The British Codes of Advertising and

Sales Promotion, (unter http://www.asa.org.uk/)

Ayres, lan; Braithwaite, John 1992: Responsive Regulation, Transcending the
Deregulation Debate, New York, OxfordBaacke, Dieter 1996: Medien-
kompetenz als Netzwerk, in: medien praktisch, H. 2, 4-10.

Becker, Cornelia 1999: Kinder- und Jugendschutz in der Werbung - Eine Ana-
lyse von 100 Kinderzeitschriften, SOFIA-Diskussionsbeitrage zur Institutio-
nenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-2.

Bizer, Kilian 1998: Individuelles Verhalten, Institutionen und Responsives
Recht, Sofia - Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr.
98-3.

Bizer, Kilian 1999: Voluntary Agreements: cost-effective or a smokescreen for
failure?, forthcoming in Environmental Economics and Policy Studies, No.
2.

Bizer, Kilian; Dopfer, Jaqui; Peter, Brigitte 1999: Nachhaltige Unternehmen,
Broschtire im Auftrag der Hans-Bdckler-Stiftung, Dusseldorf.

Boddewyn, Jean J. 1991: The Case for Advertising Self-Regulation, Internatio-
nal Advertising Association, New York.

Charlton, Michael; Neumann-Braun, Klaus; Castello, Armin; Binder, Markus
1995: Werbekonsum und Werbekompetenz von 4-14jahrigen Kindern,
in: Michael Charlton et al. (Hrsg.): Fernsehwerbung und Kinder, Bd. 2,
Opladen, 31-74.

Coase, Ronald H. 1974: The Lighthouse in Economics, Journal of Law and
Economics, Vol. 17, No. 2, 357-376.

Daughety, Andrew F.; Reinganum, Jennifer F. 1997: Everbody Out of the Pool:
Products Liability, Punitive Damages, and Competition, Journal of Law,
Economics, and Organization, Vol. 13, No. 2, 410-432.

EASA 1996: Survey on Self-regulation for Advertising & Children in Europe,
revised edition, European Advertising Standards Alliance, Bruxelles, Belgi-
um.

Engel, Stefan 1995: Verfassunsgrechtlicher Rahmen, in: Dokumentation des
LfR-Workshops am 9. Méarz 1995 in Dusseldorf: Kinder als Zielgruppe der
Fernsehwerbung — Nie waren sie so wertvoll wie heute, Band 9.

Eisenhart, Frank J. 1996: The Disappointed Doctor and his Wounded BMW, in:
EuzZW, H. 17, 523-525.

a7


http://www.asa.org.uk/

Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

Fahr, Martin 1998: Heranwachsende und Werbung, Rechtliche Rahmenbe-
dingungen, unverdffentlichtes Arbeitspapier der Sonderforschungsgruppe
Institutionenanlyse, Darmstadt.

Frey, Bruno 1997: Not Just for the Money, Cheltenham UK.

Frey, Bruno and Oberholzer-Gee, Felix 1997: The Cost of Price Incentives: An
Empirical Analysis of Motivation Crowding Out, in: American Economic
Review, 87 (4), 746-755.

Hansen, M. 1995: Werbefernsehen - Kinderwerbefernsehen, Eichstatt.

Hielscher, Hans 1971: Jugend und Werbung, Untersuchungen zu einer aktu-
ellen padagogischen Frage, Essen.

Hoffmann-Riem, W.; Engels, S. 1996: Fernsehwerbung und Kinder. Im Span-
nungsfeld von Rundfunkfreiheit und Kinder- und Jugendschutz, in: KiuG
Heft 3, 81-90.

Hoffmann-Riem, W.; Engels, S.; Schulz, W. 1995: Rechtliche Regulierung von
Fernsehwerbung fir Kinder, in: Charlton et al. 1995, Bd. 2, 309-462.

International Chamber of Commerce (ICC) 1997: International Code of Adver-
tising Practice (1997 edition)
(http://www. iccbo.org/home/statements_rules/rules/1997/advercod.asp)

Kirchgassner, Gebhard 1991: Homo Oeconomicus, Tiningen 1991.

Meister, D.; Sander, U (Hrsg.) 1997: Kinderalltag und Werbung, Zwischen
Manipulation und Faszination, Neuwied.

Lowenstein, Martin 1997: Werben mit Ethik, Ansatze fUr eine neue Diskussi-
on, hrsg. vom Gesamtverband Werbeagenturen, Frankfurt am Main.

Nickel, Volker 1999: Mehrwert Werbung, Okonomische und soziale Effekte
von Marktkommunikation, hrsg. vom Zentralverband der deutschen Wer-
bewirtschaft (ZAW), Bonn.

Schnier, Jochen 1999: Kinder- und Jugendschutz in der Werbung - eine Be-
fragung, unverdffentlichtes Arbeitspapier der Sonderforschungsgruppe
Institutionenanalyse Darmstadt.

Simon, Herbert 1955: A Behavioural Model of Rational Choice, in: Quarterly
Journal of Economics 69, 99-118.

Stein, Torsten 1999: Das Tabakwerbeverbot, in: Jirgen Schwarze (Hrsg.):
Werbung und Werbeverbote im Lichte des européischen Gemeinschafts-
rechts, Baden-Baden, 52-59.

Tietzel, Manfred; Muller, Christian 1998: Noch mehr zur Meritorik, Zeitschrift
far Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (ZWS), 118, 87-127.

Wehner, Christa 1996: Uberzeugungsstrategien in der Werbung, Eine Langs-
schnittanalyse von Zeitschriftenanzeigen des 20. Jahrhunderts, Opladen.

48



Kilian Bizer

Kinderschutz und Werbung

Woodward, G. C.; Denton, R. E. Jr. 1992: Persuasion and influence in Ameri-
can life, 2. edition, Prospect Heights, IL.

Zentralverband der Deutschen Werbeindustrie 1997: Jahrbuch Deutscher
Werberat, edition ZAW, Bonn.

Zentralverband der Deutschen Werbeindustrie 1998: Werbung in Deutsch-
land, edition ZAW, Bonn.

Zentralverband der Deutschen Werbeindustrie 1999a: Werbung in Deutsch-
land, edition ZAW, Bonn.

Zentralverband der Deutschen Werbeindustrie 1999b: Deklaration der deut-
schen Wirtschaft zur Werbefreiheit, Berlin.

49



Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse
Die Beitrdge kénnen gegen Rechnung per e-mail [bizer@fbsuk.fh-
darmstadt.de] oder per Post von den Autoren bezogen werden [Sofia, Haard-
tring 100, 64295 Darmstadt]. Die aktuellen Diskussionsbeitrdge kénnen von
der Internetseite von Sofia auch als pdf-Dateien heruntergeladen werden.

1998

Martin FOhr: Das Gebot gegenseitiger Ricksichthahme - Renaissance eines
Rechtsprinzips?, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr.
98-1.

Martin Fdhr: Rationale Gesetzgebung - Systematisierung der Anforderungen und
exemplarische Anwendung, Sofia-Diskussionsbeitrdge zur Institutionenanalyse,
Darmstadt, Nr. 98-2.

Kilian Bizer: Individuelles Verhalten, Institutionen und Responsives Recht, Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-3.

Markus Spiwoks: Intermediationstheorie der Vermogensverwaltung — Verstéarkte Kun-
denbindung durch Bericksichtigung individueller Transaktionskosten, Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-4.

Kilian Bizer: Voluntary Agreements - cost-effective or just flexible to fail?, Sofia-
Diskussionsbeitrége zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-5.

1999

Kilian ~ Bizer: Die  Okonomik der  VerhaltnisméaRigkeitspriifung,  Sofia-
Diskussionsbeitrége zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-1.

Cornelia Becker: Kinder- und Jugendschutz in der Werbung - eine Analyse von 100
Kinderzeitschriften, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt,
Nr. 99-2.

Markus Riehl: Rechtliche Rahmenbedingungen der Integration Schwerbehinderter in
die Arbeitswelt, Sofia-Diskussionsbeitrdge zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr.
99-3.

Martin Fiihr: Okonomisches Prinzip und Verfassungsrecht - Eine juristische Sicht Sofia-
Diskussionsbeitrége zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-4.

Cornelia Nicklas: Die Verwendung von Lésemitteln als Lackbestandteile und in Drucke-
reien, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-5.

Kilian Bizer: Anreizstrukturen der Akteure beim Kinder- und Jugendschutz in der Wer-
bung, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-6.

Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse (sofia), Haardtring 100,
64295 Darmstadt, Fon +49 6151 168735,
Fax +49 6151 168925

e-mail: pizer@fbsuk.th-darmstadt.de;| http://iwww/fbsuk.fh-darmstadt.de/sofia



mailto:bizer@fbsuk.fh-darmstadt.de;

	Inhalt.pdf
	Einleitung
	Kinder- und Jugendschutz in der Werbung: Schutzauftrag des Grundgesetzes
	Funktion von Werbung
	Zur ökonomischen Begründung des Kinder- und Jugendschutzes in der Werbung
	Der Regulierungsansatz für den Kinder- und Jugendschutz in der Werbung
	Rundfunkstaatsvertrag
	Werbeverbote für Tabakprodukte
	Der Deutsche Werberat

	Effektivität der Regeln des Deutschen Werberats
	Anreizsituation der Akteure und Defizitanalyse
	Das Verhaltensmodell
	Produkthersteller bzw. -vermarkter
	Werbeagenturen
	Verbände der Werbeindustrie
	Verbraucher- und Kinderschutzverbände

	Politikoptionen für die Regulierung
	Wirkungen der Politikoptionen auf die Anreizsituationen der Akteure
	Kennzeichnungspflicht
	Sozialsiegel Kinder- und Jugendschutz
	Prozeßfinanzierung
	Strafschadensersatz
	Werberaterweiterung
	Verbot der Prominentenwerbung
	Vorabprüfung
	Schnelle Verfahren vor dem Werberat
	Finanzierungsabgabe zur Steigerung der Werbekompetenz

	Optionsbeurteilung durch die Akteure

	Ergebnis und Schlußfolgerungen
	Zusammenfassung/Summary


